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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Beratenden Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 14. bis 18. Mai 1973 in Straßburg 


Während der Mai-Tagung (Erster Teil der 25. Sitzungsperiode) 
erörterte die Beratende Versammlung Berichte und verabschie- 
dete Empfehlungen, Entschließungen, Stellungnahmen und 
Richtlinien, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Ständigen Aus- 
schusses sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den 
nationalen Parlamenten und der Öffentlichkeit 

Beschlüsse der Versammlung 

Verweisung (Nr. 968) an den Rechtsauschuß 

Verweisung (Nr. 969, 971) an den Landwirtschaftsausschuß 

Verweisung (Nr. 970) an den Bevölkerungs- und Flüchtlings- 
ausschuß 

Verweisung (Nr. 972, 974) an den Ausschuß für die Bezie- 
hungen zu den nationalen Parlamenten 

Verweisung (Nr. 973) an alle zuständigen Ausschüsse 

— Bericht des Ministerkomitees 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Blumenfeld (S. 4) 

— Politische Angelegenheiten (internationaler Terrorismus; zu- 
künftige Rolle des Europarates; Beziehungen zwischen 
Westeuropa und den Vereinigten Staaten von Amerika) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder: Amrehn (S. 4, 
11, 14), Frau von Bothmer (S. 5), Blumenfeld (S. 5, 8 10, 13), 
Kahn- Ackermann (S. 6, 11, 12), Dr. Ahrens (S. 7, 10, 16), 
Dr. Geßner (S. 11, 17), Dr. Schwencke (S. 15), Schlaga (S. 17) 
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Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 703 (1973) betreffend den internationalen Terro- 
rismus 

Empfehlung 704 (1973) betreffend die zukünftige Rolle des 
Europarates 

Entschließung 542 (1973) betreffend die Beziehungen zwi- 
schen Westeuropa und den Vereinigten Staaten von 
Amerika 

— Bericht des Generalsekretärs des Europarates, Dr. Toncic 

Hierzu sprach das Delegationsmitglied Kahn-Ackermann 
(S. 6) 

— Wirtschaftsfragen (Verbraucherschutz; Auswirkungen der 
Wirtschafts- und Währungsunion auf die regionale Ent- 
wicklung; Zivilluftfahrt in Europa) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder: Dr. Ahrens 
(S. 20), Alber (S. 17) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 705 betreffend die Charta zum Schutz des 
Verbrauchers 

Entschließung 543 betreffend die Charta zum Schutz des 
Verbrauchers 

Entschließung 544 betreffend die Auswirkungen der Wirt- 
schafts- und Währungsunion auf die regionale Entwicklung 

Direktive 336 betreffend die Auswirkungen der Wirtschafts- 
und Währungsunion auf die regionale Entwicklung 

Entschließung 545 betreffend die Zivilluftfahrt in Europa 

— Wissenschaft und Technologie (wissenschaftliche und tech- 
nologische Zusammenarbeit in Europa) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 546 betreffend die wissenschaftliche und tech- 
nologische Zusammenarbeit in Europa 

Direktive 337 betreffend die wissenschaftliche und tech- 
nologische Zusammenarbeit in Europa 

— Soziale Fragen (Kontrolle der Anwendung der europäischen 
Sozialcharta) 

— Bevölkerungsprobleme (Hilfe für die Länder Indochinas) 

Hierzu sprachen die Delegationsmitglieder: Dr. Enders 
(S. 21), Dr. Holtz (S. 22) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 706 betreffend die Hilfe für die Länder Indo- 
chinas 
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Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der öster- 
reichische Außenminister Dr. Rudolf Kirchschläger als dessen 
derzeitiger Präsident vor. Zur Versammlung sprachen der 
italienische Ministerpräsident Giulio Andreotti, der persönliche 
Vertreter des amerikanischen Außenministers John N. Irwin II 
und der isländische Außenminister Einar Agustsson. 

Der italienische Abgeordnete Giuseppe Vedovato (christlich- 
demokratische Fraktion ) wurde erneut zum Präsidenten der 
Beratenden Versammlung, Abg. Kahn-Ackermann (SPD) zum 
Vizepräsidenten gewählt. 

Zu Ausschußvorsitzenden wurden die Abgeordneten Blumen- 
feld (CDU/CSU) (Politischer Ausschuß), Kahn- Ackermann (SPD) 
(Kulturausschuß) , zu stellvertretenden Ausschußvorsi tzende n 
die Abgeordneten Sieglerschmidt (SPD) (Rechtsausschuß) und 
Dr. Geßner (SPD) (Ausschuß für die europäischen Nichtmit- 
gliedsländer) gewählt. 


Bonn, den 


Franz Amrehn Georg Kahn- Ackermann 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Montag, 14. Mai 1973 


Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses und des Ausschusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3292) 

Berichterstatter: Abgeordneter Radius 


Dienstag, 15. Mai 1973 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 3288) 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
möchte dem Vorsitzenden des Ministerrates für 
diese wohlformulierte Antwort sehr danken. Da wir 
jetzt gleich eine Debatte über dieses Thema führen 
werden und ich nicht weiß, ob der Vorsitzende des 
Ministerrats dieser Debatte bis zum Schluß beiwoh- 
nen kann, darf ich nunmehr — ebenso wie mein 
Kollege Rodgers es vorhin getan hat — an ihn in 
seiner Eigenschaft als Außenminister der Republik 
Österreich die Frage richten, ob er mit der Antwort, 
die er soeben als Vorsitzender des Ministerrats ge- 
geben hat, zufrieden ist. 

Zweitens möchte ich ihn fragen, ob er nicht mit 
uns in der Versammlung der Meinung ist, daß es 
nicht ausreicht, nur auf die rechtliche Untersuchung 
und Prüfung — so wichtig sie ist — zu verweisen, 
sondern daß für koordinierte Sicherheitsmaßnahmen 
aller europäischen Regierungen nun endlich der 
Zeitpunkt zur Aktion gekommen ist. 

Dr. Kirchschläger (österreichischer Außenmini- 
ster): Herr Präsident! Die Antwort auf die Fragen 
des Herrn Abgeordneten Blumenfeld fällt mir sehr 
leicht. 

Auf die erste Frage, nämlich ob ich an der Bera- 
tung dieses Themas im Anschluß an unsere Ge- 
spräche teilnehmen werde, antworte ich: ja, bis zum 
Ende. Denn ich halte dieses Thema für so wichtig, 
daß ich glaube, die Bedeutung dieser Frage sollte 
auch durch die Gegenwart des Vorsitzenden des 
Ministerkomitees unterstrichen werden. 

Die zweite Frage lautete, ob ich mit der, wie Sie 
sagten, gut formulierten Antwort, die ich Ihnen als 
Außenminister der Republik Österreich gegeben 
habe, zufrieden sei. Meine Antwort ist sehr kurz: 


Nein. Ich kann dieses Nein so offen sagen, weil 
Österreich sowohl bei den Vereinten Nationen als 
auch im Rahmen des Europarates bisher keinen 
Zweifel daran gelassen hat, das es die Behandlung 
des Themas „Terrorismus", wie sie bis jetzt in allen 
internationalen Organisationen geschehen ist, als 
nicht ausreichend ansieht, um die Ursachen und die 
Konsequenzen des Terrorismus, also den Terroris- 
mus selbst, zu bekämpfen. 

Was den Europarat betrifft, so will ich als öster- 
reichischer Außenminister — nicht als Vorsitzender 
des Ministerkomitees — gern bekennen, daß ich er- 
wartet habe, daß es in einer europäischen Organi- 
sation, die in ihrem Statut von einem gemeinsamen 
Erbe, das alle Staaten haben, spricht, doch leichter 
möglich sein müßte, eine gemeinsame Auffassung 
über das Problem sowohl in der Form einer Kon- 
vention als auch in der Form von abgestimmten 
Maßnahmen zu finden. 


Tagesordnungspunkt: 

Internationaler Terrorismus 

(Drucksache 3285) 

Berichterstatter: Abgeordneter Czernetz 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Der Bericht 
der Kommission verdient die volle Unterstützung 
der Versammlung. Ich möchte ihn jedenfalls in 
vollem Umfange gutheißen. 

Einer der Redner hat erklärt, wir sollten nicht 
voreilig handeln. Dafür fehlt mir heute jedes Ver- 
ständnis. Seit mehreren Jahren beschäftigen wir uns 
auf vielen Ebenen mit dieser Frage und haben er- 
leben müssen, daß noch nirgendwo wirklich durch- 
greifend gehandelt worden ist. Es muß endlich ge- 
handelt werden! Vieles kommt bereits zu spät; von 
Voreiligkeit kann keine Rede sein. 

Es gibt keinen Rechtfertigungsgrund oder Ent- 
schuldigungsgrund dafür, daß unschuldige Menschen 
überall auf der Welt — sei es in Flugzeugen, sei es 
auf anderen Gebieten und auf andere Weise — das 
Opfer solcher Maßnahmen werden, wie wir es er- 
lebt haben, durch Tötung, durch Gefangenhaltung, 
durch Aushungerung, durch Verschleppung, durch 
die Zwangslandungen von Flugzeugen. Es gibt kei- 
nen politischen Grund der Rechtfertigung, es gibt 
keinen Grund der politischen Motivierung einer sol- 
chen Flucht. 

Ich kann nur sagen, daß wir in der Bundesrepublik 
Deutschland, wo wir ja häufig besonders betroffen 
sind, ein spezielles Gesetz auf Grund der vielen 
Empfehlungen erlassen haben, das jeden Akt der 
Piraterie, jeden Akt der Gewalthandlung solcher 
modernen Art mit Strafe bedroht. Wir haben dieses 
Gesetz auch bereits in den Fällen angewendet, in 
denen die Flucht mit dem Flugzeug durch einen Akt 
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der Piraterie begangen worden ist. In diesem Falle, 
wenn eben die Flucht auf einem solchen Wege der 
Gewalt begangen worden ist, ist das Recht auf Ge- 
währung politischen Asyls verwirkt. 

Im übrigen darf ich daran erinnern, daß sich schon 
mehr als 70 Nationen im Bereich der Interparlamen- 
tarischen Union darauf verständigt haben, die Be- 
strafung solcher Aktionen selbst vorzunehmen oder 

— wenn das betreffende Land dazu nicht bereit ist 

— eben die Auslieferung des Täters zu bewirken. 
Dieser Resolution haben alle beteiligten Nationen 
in der Interparlamentarischen Union zugestimmt. 

Ich verspreche mir in der Tat allerdings wenig 
von bloßen Ratifizierungen von Verträgen. Davon 
gibt es genug. Man muß sich endlich entschließen, 
unabhängig von solchen Verträgen, unabhängig von 
Ratifizierungsakten im Geiste solcher Verträge zu 
handeln. Dazu scheint mir in erster Linie zu gehören, 
daß überall vorbeugende Maßnahmen, vorbeugende 
Polizeiuntersuchungen bereits auf den Flughäfen 
stattfinden, um Terrorakte nach Möglichkeit zu ver- 
meiden. 

Das Zweite ist natürlich der notwendige Straf- 
rechtsschutz. Dazu gehört — die Bundesrepublik 
Deutschland hat das getan — auch die Schaffung 
eines Rechtssatzes, daß Terrorakte in dem betreffen- 
den Lande auch dann bestraft werden können, wenn 
die Handlung möglicherweise außerhalb dieses Lan- 
des stattgefunden hat. 

Ich begrüße es, daß sich der Ausschuß entschlossen 
hat, der Versammlung zu empfehlen, notfalls auch 
unabhängig von den Regierungen Maßnahmen ein- 
leiten zu lassen, die wirksam sind, daß sich also der 
Pilotenverband und die Transportarbeitergewerk- 
schaft entschlossen haben, aus sich heraus zu han- 
deln, wenn die Regierungen nicht imstande sind, die 
erforderlichen Maßnahmen selbst zu ergreifen. 
Diese Verbände müssen nunmehr auch von sich aus 
handeln, wenn ihre Forderungen, die die Forderun- 
gen der Gesellschaft im ganzen sind, anders nicht 
verwirklicht werden. 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! 
Meine Herren und meine Damen! Der Bericht von 
Herrn Czernetz zeigt sehr klar und deutlich die 
Situation, in der wir uns gegenüber den Terror- 
akten, die überall zu beobachten sind, befinden. Wir 
alle sind uns gewärtig, daß uns jeden Tag etwas 
Derartiges passieren kann; allen Menschen in unse- 
ren Ländern kann das gleiche geschehen. Wenn man 
überhaupt auf dieser Ebene etwas unternehmen und 
gegen die Terrorakte direkt Vorgehen will, halte ich 
es für absolut notwendig, daß — wie mein Vor- 
redner soeben sagte — die Rechtsgrundsätze verein- 
heitlicht werden; denn sonst wird es dabei bleiben, 
daß der eine Staat das eine unternimmt und der 
andere das andere. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land hat vielleicht einige Maßnahmen schärfer im 
Griff als mancher andere Staat. Aber das wird im 
ganzen nicht viel helfen, wenn man sich nicht dar- 
über einig ist, was man wirklich tun kann. Zu be- 
denken ist allerdings auch, daß man unter „Rechts- 
staat 11 wohl nicht überall in der Welt das gleiche ver- 
steht. 


Ich fühle mich doch genötigt zu sagen: das Wort 
„Terrorismus" geht uns leicht über die Lippen, da es 
uns in einer furchtbaren Form tatsächlich selber be- 
trifft. Aber wir dürfen dann nicht die Augen davor 
verschließen, daß dieser Terrorismus seine Wurzeln 
in politischen Konstellationen hat, und wir dürfen 
hier auf keinen Fall so tun — oder es dahin kommen 
lassen — , als ob wir mit diesen Gesetzen gegen den 
Terrorismus nur gegen eine gewisse Bevölkerungs- 
gruppe dieser Welt — wie das vorhin schon von 
einem meiner Vorredner gesagt worden ist — Vor- 
gehen wollten. Wir können doch nicht die Augen 
davor verschließen, daß es den Terrorismus in die- 
sem Augenblick auf der Welt in mehrfacher Form 
gibt. Um es einmal etwas zynisch zu sagen: ich weiß 
nicht, welchem man da den Vorzug geben sollte. Ich 
glaube, man sollte gerade hier in diesem Hause 
gemeinsame Anstrengungen machen, den Dingen, 
soweit es in unserer Kraft steht, politisch gerecht zu 
werden. Es steht uns nicht an, nur dort gegen Terro- 
rismus zu eifern, wo er uns selber betrifft, aber an 
anderen Stellen der Welt, wo Furchtbares geschieht, 
die Augen zu verschließen. Ich will nicht sagen, daß 
wir nicht ganz unschuldig daran sind — das mag 
vielleicht mancher nicht hinnehmen wollen — ; aber 
wir sind damit doch eng verflochten. Deshalb ist es 
nach meiner Meinung notwendig, daß wir nicht 
allein versuchen, das zu unternehmen, was wir gegen 
diese akute Gefahr innerhalb der europäischen Län- 
der tun können, sondern daß wir auch dort Linde- 
rung schaffen, wo es uns vielleicht möglich ist und 
wo wir die Augen nicht vor diesen Dingen ver- 
schließen dürfen. 

Blumenfield (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
möchte gern geklärt wissen, wann die Abstimmung 
über den soeben behandelten Gegenstand erfolgen 
wird. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, Herr 
Präsident, ist das für den Schluß der Debatte über 
den Bericht von Herrn Reverdin vorgesehen. Ich 
halte das nicht für eine gute Regelung, sondern 
möchte vorschlagen, daß wir nach der Präsentation 
des Berichts durch Herrn Reverdin für die Politische 
Kommission die Abstimmung über den Bericht über 
den Terrorismus vornehmen und dann mit der Dis- 
kussion über den Bericht von Herrn Reverdin fort- 
fahren. Diese Diskussion wird ja unter Umständen 
auch noch am morgigen Tag geführt werden. 

Blumenfield (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
will Ihnen gar keine Schwierigkeiten machen, son- 
dern möchte nur sicherstellen, daß die Versammlung 
in guter Besetzung über diesen wichtigen Punkt ab- 
stimmen kann. Wenn Sie die Abstimmung über 
einen der aktuellsten Berichte, die wir in der letzten 
Zeit überhaupt diskutieren konnten, an das Ende 
der Diskussion über den Bericht von Herrn Reverdin 
setzen, so befürchte ich, daß es unter Umständen 
19 Uhr werden kann und dann die Versammlung 
nicht mehr sehr vollständig sein wird. 

Das ist mein einziges Petitum. Ich bedanke mich 
ausdrücklich beim Büro und bei Ihnen, Herr Präsi- 
dent, dafür, daß Sie diese Debatte wegen der grund- 
sätzlichen Wichtigkeit und Dringlichkeit vorgezogen 
haben. Aber nunmehr müssen wir auch konsequent 
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sein und sicherstellen, daß wir bei der Abstimmung 
vollzählig sind. 

Wie gesagt: das ist mein einziges Petitum. Ich 
überlasse es dem Büro bzw. Ihnen, Herr Präsident, 
im Laufe des Nachmittags daraus die notwendigen 
Schlußfolgerungen zu ziehen. 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Generalsekretärs des Europarates 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Generalsekretär, 
ich möchte die von meinem Kollegen soeben auf- 
geworfene Frage nachhaltig unterstützen. Ich darf 
Sie fragen: Halten Sie es für erträglich, daß ausge- 
rechnet diese Versammlung, die die Versammlung 
aller demokratischen Staaten in Europa ist, für ihr 
Personal bisher keine ordentliche gewerkschaftliche 
Vertretung hat und daß sie die Frage der Personal- 
vertretung nicht im optimalen Sinn der gesetzlichen 
Personalvertretung geregelt hat, wie das in irgend- 
einem unserer Mitgliedstaaten der Fall ist? Das wäre 
das mindeste, was wir für die Mitarbeiter und An- 
gestellten des Europarates verlangen können. 

Nachdem der Ministerrat Ihnen ja das Mandat 
gegeben hat, möchte ich Sie in dem Zusammenhang 
fragen, ob wir von Ihnen erwarten können, daß Sie 
sich bei den Verhandlungen zwischen dem Europa- 
rat und den Vertretern, die mittlerweile, glaube ich, 
gewählt worden sind bzw. noch gewählt werden, 
nachhaltig dafür einsetzen werden, daß spätestens 
bis zum 1. September 1973 diese Frage nach dem 
Muster einer — sagen wir einmal — progressiven 
Lösung der Personalvertretung in einem unserer 
Mitgliedstaaten geregelt wird? 

Generalsekretär Dr. Toncic: Ja, Herr Abgeord- 
neter Vizepräsident Kahn-Ackermann. Ich kann 
Ihnen diese Zusicherung schon deswegen geben, 
weil ich es schon getan habe. 

Das Problem liegt darin: Wir haben ein Reglement 
für das Personal, aber dieses Reglement ist nicht ein 
Statut du Personnel, wie es in der einen oder ande- 
ren Organisation existiert. Ich habe daher schon vor 
längerer Zeit einen Bericht ausgearbeitet, der in der 
Zwischenzeit dem Ministerkomitee zugegangen ist. 
Dieser Bericht enthält viele Überlegungen, unter- 
sucht das Problem von allen Seiten und schließt mit 
bestimmten Vorstellungen und Vorschlägen, unter 
anderem damit, daß nunmehr das Personal ein Statut 
bekommen soll. 

In Verbindung mit diesem Bericht fand eine Sit- 
zung im Ministerkomitee statt, und man hat ersucht, 
daß das Personal einen schriftlichen Vorschlag an 
das Ministerkomitee einsendet, in dem genau steht, 
wie es sich seine Vertretung vorstellt; an diesen 
Wahlen der drei Personen, die diesen Bericht ver- 
fassen sollen, sollen sich möglichst viele beteiligen. 

Dann liegt der Bericht des Sekretariats vor, es 
liegt die schriftliche Meinungsäußerung des Perso- 
nals vor. Ich nehme an, das wird bis Juni, spätestens 


bis September der Fall sein. Dann wird das Minister- 
komitee in der Lage sein, über diese Dinge zu ver- 
handeln und Beschlüsse zu fassen. Ich sagte schon, 
daß in dem Bericht, den ich dem Ministerkomitee 
vorgelegt habe, dieser Vorschlag schon drinnen 
steht, auf den Sie, Herr Vizepräsident, mit Recht 
drängen. 


T agesordnungspunkt : 

Zukünftige Rolle des Europarates 

(Drucksache 3281) 

Berichterstatter: Abgeordneter Reverdin 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zunächst als eine 
erfreuliche Tatsache dieser Debatte würdigen, daß 
zum erstenmal seit langer Zeit der Vorsitzende des 
Ministerrates hier in unseren Reihen der Debatte 
folgt und an ihr teilnimmt. Dadurch wird rein äußer- 
lich auch sichtbar gemacht, daß der Europarat zwei 
Teile hat, nämlich eine Beratende Versammlung 
und einen Ministerrat, die ja nur beide miteinander 
etwas bewegen können. Insofern bin ich Herrn 
Kirchschläger außerordentlich dankbar dafür, daß er 
heute den ganzen Tag mit uns verbracht hat. 

Bei den Beratungen im Politischen Ausschuß über 
den Inhalt der Resolution über unsere zukünftigen 
Aufgaben ist gestern von einigen die Sorge ausge- 
drückt worden, diese unsere künftige Aufgabe sei 
nicht politisch genug formuliert und man müsse be- 
fürchten, daß das Allgemein-Politische zugunsten 
von Sachfragen zurückgedrängt werde. 

Die Empfehlung ist von unserem Kollegen Rever- 
din und seiner Kommission weise abgefaßt worden. 
Diese Versammlung wird nicht dadurch politisch, daß 
wir in Papier hineinschreiben, daß sie es sein soll, 
sondern wie politisch diese Versammlung ist, be- 
stimmen allein wir selber. Das ist doch das Ent- 
scheidende. Es gibt doch nichts, was wir nicht im 
Rahmen unserer Geschäftsordnung, die wir uns hier 
gegeben haben, in diesem Saal diskutieren können. 
Jene, die darauf bestehen, daß die politischen Ent- 
scheidungen hier unter keinen Umständen ausge- 
klammert werden dürfen, werden, wenn sie genau 
darüber nachdenken, sogar entdecken, daß sie in 
naher oder späterer Zukunft hier auch über Dinge 
reden müssen, über die sie gar nicht reden wollen, 
beispielsweise über Sicherheitsfragen. Auch das 
kann nicht ausgeschlossen werden. 

Daß wir im Augenblick in eine Phase der Ände- 
rung eintreten, liegt doch nicht daran, daß sich der 
Charakter dieser Versammlung in irgendeiner 
Weise verändert, sondern die große Veränderung 
liegt doch darin — das müssen alle sehen — , daß der 
Schwerpunkt im Ministerrat eine neue Richtung hin 
zu den Neun der EWG genommen hat. Das ist die 
Wirklichkeit, an der wir nicht Vorbeigehen können, 
und da der Ministerrat nun einmal unser Partner 
und ein integrierender Bestandteil des Europarats 
ist, müssen wir uns wohl mit den Folgen befassen, 
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die dadurch entstehen, daß für eine Reihe von •■'ra- 
gen eine Verrückung des Schwerpunktes innerhalb 
der Siebzehn zu den Neun zwangsläufig erfolgt. Ob 
wir das nun beklagen oder nicht, es ist so. Wir ma- 
chen hier ja nicht Politik, indem wir über Dinge 
reden, die nicht wir selbst, sondern nur andere be- ; 
wegen können. Für den Europarat können wir doch 
Politik nur dort machen, wo wir selbst die Dinge 
bewegen können. 

Insofern war es, glaube ich, weise, was in der 1 
ursprünglichen Fassung der Resolutionsempfehlung 
des Berichts Reverdin stand. Dort war ein Katalog 
der Dinge aufgezählt, denen wir uns in Zukunft vor- 
zugsweise hinwenden können und sollten, weil es 
sich in der Tat um Dinge handelt, die wir allein be- 
wegen können, ohne daß wir dazu der Mitarbeit an- 
derer oder, sagen wir einmal, einer integrierten Zu- 
sammenarbeit etwa mit dem Europäischen Parlament 
bedürfen. Darüber hinaus gibt es wohl eine Menge 
Fragen, die im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft schlecht angekurbelt werden 
können. Wir haben geradezu eine Verpflichtung, den 
Kern dieser Gemeinschaft anzusprechen, wenn wir 
die Initiative ergreifen und wo wir weiterhelfen 
können. Zum Beispiel ist auch davon die Rede, daß , 
wir hier die Versammlung benutzen sollten, um den , 
Dialog etwa zwischen den Acht und den Neun zu 
pflegen. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wenn ich mich recht daran erinnere, wie dieser 
Dialog in den letzten Jahren vor sich gegangen ist, 
so waren es doch lauter Dialoge, die hier unisono 
abgesungen worden sind. Bisher haben wir den 
Europarat nicht benutzt, um etwa politische oder — 
was noch denkbarer wäre — - wirtschaftspolilische 
Differenzen zwisdien diesen beiden Gruppierungen 
für die Öffentlichkeit deutlich herauszustellen, was ! 
beispielsweise in Zukunft — so sehe ich das — eine 
legitime und eine nützliche Aufgabe zum Wohl des ! 
Ganzen in dieser Versammlung sein könnte. Viel- 
mehr haben wir — das ist natürlich begreiflich ge- : 
wesen — hier um Gemeinschaftslösungen gerungen 
und möglicherweise auch um Formulierungen, die 1 
bestehende Differenzen überbrückt haben. 

Schließlich haben wir noch eine wichtige Aufgabe, 
die wir nicht übersehen sollten. Ich glaube, wir ; 
nähern uns dem Zeitpunkt, wo wir daran denken • 
müssen, daß all das, was wir in Europa konzipieren, 
auch auf die nationalen politischen Kräfte in diesem 
Europa übertragen wird. Ich persönlich war sehr froh 
darüber, daß kürzlich in Bonn eine Konferenz der 1 
sozialdemokratischen Parteien Europas mit einem 
realen politischen Inhalt stattgefunden hat. Dort 
wurde der Versuch gemacht, diese vielen Parteien ! 
bei den europäischen Problemen auf eine bestimmte ■ 
Richtung hin festzulegen. Aber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wenn ich an das denke, was wir hier | 
tun, so muß ich sagen: wir vernachlässigen doch j 
diese Aufgabe. Wir haben in diesem Hause poli- j 
tische Gruppen, aber wir haben in der Vergangen- ; 
heit diese politischen Gruppen sicherlich zu wenig 
dazu benutzt, allgemeine politische Vorgänge im 
Rahmen der politischen Kräfte in Europa zu koordi- 
nieren und die nationalen Unterschiede in verschie- 
denen Fragen unter uns auszudiskutieren. Wir ha- 
ben diese Gruppierungen in der Regel dazu benutzt, 


die Tagesordnungen vorzubehandeln und uns ge- 
legentlich über Tiivia zu streiten. Ich würde bei- 
spielsweise eine legitime Aufgabe des Europarats in 
Zukunft darin sehen, daß die Fraktionen dieses 
Hauses ein wenig dazu beitragen, daß innerhalb der 
politischen Gruppierung in Europa der Versuch ge- 
macht wird, mehr als bisher zu gemeinsamen Über- 
legungen und gemeinsamen Haltungen zu kommen. 
Denn wenn Sie der Sache auf den Grund gehen, wer- 
den Sie feststellen, daß es in unserem Europa im 
Grunde nichts Nationalistischeres gibt als die ein- 
zelnen Parteien in der nationalen Politik. Ich will 
das jetzt nicht dramatisieren. Einige springen über 
ihren Schatten, viele nicht. Darin liegt doch wohl 
eine tiefe Wahrheit. 

Ich will jetzt nicht wiederholen, was andere hier 
gesagt haben. Es wäre gut, wenn wir eine konzer- 
tierte Aktion unter den Fachministern hätten. Das 
predigen wir schon seit Jahren. Hoffentlich kommen 
wir dazu. 

Wir müßten hier auch ein wenig etwas sagen über 
den manchmal beunruhigenden Provinzialismus, der 
sich innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft breitmacbt. Gestern oder heute hat jemand 
vcn der „europäischen Nabelbeschau" geredet. 
Daran ist etwas Wahres. Wir sind da nicht offen 
genug. Da müssen wir auch einmal mit uns selber 
ins Gericht gehen und uns fragen, ob wir nicht bei 
vielen Problemen, die uns bewegen, mit anderen, 
auch mit Nichteuropäern, sprechen und kooperieren 
müßten. Wir versudien das manchmal; aber das 
müßte vielleicht noch häufiger geschehen. 

Schließlich soll man, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen, in solchen Fragen zunächst einmal vor der 
eigenen Tür kehren. Ich habe meinem Regierungs- 
chef meine Sorgen um die Zukunft dieses Europa- 
rats dargelegt und aus seinem Amt eine Antwort 
bekommen, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte, 
weil ich diese Antwort von einem großen Mitglied- 
staat dieses Europa für wichtig halte. Dort steht: 

Immerhin hat der Europarat in der gegenwärti- 
gen politischen Lage dieses Kontinents eine emi- 
nent wichtige Funktion als Klammer zwischen 
den neun EWG-Staaten und den anderen demo- 
kratischen Ländern Europas sowie als Forum 
reditsstaatlicher Demokratie. Beide Funktionen 
erscheinen mir sehr wesentlich. Die Bundes- 
regierung ist daher bestrebt, die politische Sub- 
stanz des Europarates nicht nur zu erhalten, 
sondern insoweit nach Möglichkeit zu stärken. 

Ich finde, dies ist ein beruhigender und förder- 
licher Beitrag zu unserer Debatte. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und meine Herren! Lassen Sie 
mich zunächst dem Herrn Berichterstatter, unserem 
verehrten Kollegen Reverdin, sehr herzlich für sei- 
nen Bericht danken, der, wie idi meine, eine gelun- 
gene Synthese aus langer Erfahrung und Optimis- 
mus ist. Wenn ich mich gleichwohl hier zu Wort ge- 
meldet und ein Amendement vorgelegt habe, so 
deshalb, weil nach meiner Meinung die großen Lei- 
stungen und die Aufgaben des Europarates im Be- 
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reich der Kommunalpolitik und der Raumordnung 
etwas mehr betont werden sollten. 

Die Beratende Versammlung, ihr Ausschuß für 
Kommunalpolitik und Raumordnung und nicht zu- 
letzt die Europäische Gemeindekonferenz haben die 
bedeutende und tragende Rolle unserer Gemeinden 
und Städte bei Ausbau und Festigung unserer Demo- 
kratie immer wieder betont. 

Aus diesem Grunde erscheint es mir zu eng, wenn 
im Abschnitt IV der Recommendation lediglich die 
Teilnahme der örtlichen Selbstverwaltung an der 
europäischen Arbeit gefordert wird. Ich meine — 
und das haben wir bei zahlreichen Gelegenheiten in 
diesem Hause immer wieder beschlossen — , daß die 
örtlichen und die regionalen Instanzen auch an der 
Willensbildung im nationalen Bereich teilnehmen 
und mitwirken müßten. Diese Forderung und dieser 
Auftrag an den Europarat muß auch für die Zukunft 
gelten. Daher meine ich, daß wir den achten Absatz 
in Abschnitt IV entsprechend meinem Vorschlag Zif- 
fer 2 ergänzen sollten. 

Auch die europäische Raumordnung sollte als wich- 
tige künftige Aufgabe des Europarates ausdrücklich 
Erwähnung finden. Die Beratende Versammlung hat, 
wenn ich mich recht erinnere, seit dem Bericht unse- 
res früheren Kollegen Flämig im Jahre 1968 immer 
wieder betont, daß die Lebensqualität in unseren 
Staaten nur auf der Grundlage einer langfristigen 
und umfassenden Raumordnungspolitik verbessert 
werden kann. Das war auch das Ergebnis der Kon- 
ferenz der europäischen Raumordnungsminister, die 
im Jahre 1970 zum ersten Male getagt haben und im 
September dieses Jahres ein zweites Mal zusammen- 
treten werden. Wie an der ersten Konferenz wird 
sich die Beratende Versammlung auch an der beson- 
ders wichtigen Sitzung und Konferenz im September 
beteiligen. 

Nun erscheint es mir aus zwei Gründen besonders 
wichtig, die Raumordnung in den Bericht des Kolle- 
gen Reverdin aufzunehmen. Einmal können Natur- 
schutz, Schutz des historischen Erbes und vor allem 
Umweltschutz nur im Rahmen einer vorausschauen- 
den Raumordnungspolitik zu Erfolgen führen. Eine 
sinnvolle und konsequente Raumordnung ist der 
beste vorbeugende Schutz gegen Beeinträchtigungen 
unserer Umwelt. Dies hat die Umweltschutzminister- 
konferenz in Wien im März wieder einmal bestätigt. 

Aber noch ein weiterer Grund spricht für die aus- 
drückliche Erwähnung der Raumordnung als einer 
Aufgabe des Europarates. Die Regionalpolitik der 
Gemeinschaft muß in eine europäische Raumord- 
nungspolitik eingeordnet werden, wenn sie über 
eine bloße und leicht in die Irre führende Wirt- 
schaftsförderung hinauswachsen soll. Es geht dar- 
um, die Lebensbedingungen in den zurückgebliebe- 
nen Gebieten unseres Kontinents zu verbessern. Das 
ist mehr als nur die Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Daher ist die Raumordnung auch und gerade in der 
Zukunft eine der wichtigen politischen Aufgaben 
des Europarates. Ich meine daher, daß wir sie in den 
Katalog unserer künftigen Aufgaben auch ausdrück- 
lich mit aufnehmen sollten. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie sich meinem Vorschlag auf Ergänzung der 
Recommendation anschließen könnten. 


Mittwoch, 16. Mai 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Internationaler Terrorismus 

(Drucksache 3285) 

Berichterstatter: Abgeordneter Czernetz 
(Fortsetzung der Aussprache vom Vortage) 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Ich 
möchte meinerseits dem Herrn Berichterstatter den 
Dank der Kommission aussprechen: für den erst- 
klassigen Bericht, den er mit seiner Unterkommission 
vorgelegt hat, und für die sehr bedeutsamen Unter- 
streichungen des politischen Inhalts und Hinter- 
grundes dieses Berichts. 

Der Bericht, dem gestern eine interessante Diskus- 
sion gefolgt ist — für die ich mich auch bedanken 
möchte — , stellt eine präzise Aufforderung an die 
Mitgliedsregierungen, d. h. unmittelbar an das Mi- 
nisterkomitee dar, endlich zu handeln und die der- 
zeitige relative Ruhe an der Front der Luftpiraterie 
und des internationalen Terrorismus für gemein- 
same und einheitliche europäische Maßnahmen zu 
nutzen, um verbrecherische Anschläge gegen die 
Zivilbevölkerung in aller Zukunft zu verhindern. 

Zwar ist festzustellen, daß zum Teil dank der 
strikt durchgeführten Untersuchungen auf allen eu- 
ropäischen Flugplätzen nunmehr seit Anfang des 
Jahres im Bereiche der Zivilluftfahrt nur noch ganz 
wenige und Gott sei Dank nicht erfolgreiche Ver- 
suche gemacht worden sind, Flugzeuge mit Zivil- 
personen als Geiseln zu entführen. Insofern haben 
also gewisse Maßnahmen schon gegriffen. Aber wir 
meinen, daß mit den Empfehlungen, die die Kom- 
mission vorgelegt und die der Herr Berichterstatter 
erläutert hat, für alle Mitgliedsregierungen die Hand- 
habe gegeben worden ist, nunmehr das zu verwirk- 
lichen, was diese Versammlung seit langem gefor- 
dert und nun präzisiert hat. Ich betone: alle Regie- 
rungen. Denn es ist uns seit langem bekannt und 
bewußt, daß es zumindest eine Mitgliedsregierung 
gibt, die in der Frage, die hier zur Diskussion steht, 
gezögert hat und auch heute noch zögert. 

Wir meinen, daß mit der Empfehlung, z. B. eine 
Sonderkonferenz der Innenminister zusammenzuru- 
fen und die Maßnahmen zu beraten, der Überlegung 
der französischen Regierung Rechnung getragen 
worden ist. Wir meinen auch, daß alle Mitgliedsregie- 
rungen dem zustimmen und das unterstützen können, 
was wir im letzten Paragraphen der Empfehlung an 
die Regierungen niedergelegt haben. Ich meine den 
Passus, daß nunmehr auch die Regierungen das un- 
terstützen sollen und müssen, was die Gewerkschaf- 
ten, die Piloten und die Öffentlichkeit für den Fall 
eines verbrecherischen Anschlages fordern. 

Wir haben in der Kommission ein Hearing mit 
Vertretern der Internationalen Transportarbeiter- 
gewerkschaft, der IATA und dem Internationalen 
Pilotenverband, der IFALPA, durchgeführt. Diese 
Organisationen haben uns in unserer Auffassung 
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voll unterstützt. Sie haben den Bericht, den die 
Kommission durch den Berichterstatter, Herrn Kol- 
legen Czernetz, vorgelegt hat, in den Schlußfolge- 
rungen zu ihrem eigenen Bericht gemacht. 

Ich darf mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, 
zwei Sätze aus einem Telegramm vorlesen — auf 
englisch — , das Herr Hammarskjöld, der Präsident 
der IATA, uns, Ihnen und der Versammlung ge- 
schickt hat. Er sagt in seinem Telegramm: 

IATA FULLY SUPPORTS THE CONCLUSIONS 
REACHED BY YOUR RAPPORTEUR AND THE 
DRAFT RECOMMENDATIONS PRESENTED 
BY THE POLITICAL AFFAIRS COMMITTEE. 
THESE RECOGNISE THE ESSENTIAL RESPON- 
SIBILITY OF GOVERNMENTS IN THIS MAT- 
TER . . . WE HA VE CONSISTENTLY MAIN- 
TAINED THAT THIS MENACE TO CIVIL 
AVIATION CAN ONLY BE SATISFACTORILY 
DEALT WITH BY DETERMINED GOVERN- 
MENT ACTION. 

Gerade das letzte, entschlossenes Handeln seitens 
unserer Regierungen, ist das, was der Berichterstat- 
ter, was die Politische Kommission nunmehr vom 
Ministerkomitee erwartet und wünscht. 

Herr Czernetz hat über die Definition des Terrors 
schon das Seinige gesagt. Ich will dem nur in meiner 
Sprache hinzufügen, Herr Präsident und meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, daß wir nur 
Klarheit bei den Instanzen der Mitgliedsregierungen 
darüber zu schaffen brauchen, daß Anschläge gegen 
unschuldige Zivilpersonen unter keinen Umständen 
den Schutzschild politischer Motivation erhalten, 
sondern als kriminelle Verbrechen gekennzeichnet 
werden. So einfach ist es. Ich glaube, das ist es, was 
wir jetzt nötig haben. Denn der Terrorist, ob er nun 
ein Flugzeug entführt, ob er Menschen mit einem 
Maschinengewehr bedroht oder sonstwie einen ver- 
brecherischen Anschlag vorhat oder verübt, wird 
wahrscheinlich nur dann davon abgehalten — es sei 
denn, daß er in ein Irrenhaus gehört; auch das gibt 
es ja, wie wir in der Welt gesehen haben — , wenn 
er weiß, daß er nirgendwo, in keinem Lande Asyl 
erhält, und wenn alle Regierungen dafür sorgen, daß 
diese Terroristen ihrer gerechten Verurteilung und 
Strafe zugeführt werden in dem Land, auf dessen 
Boden oder gegen dessen Flugzeug sie verbreche- 
rische Anschläge verübt haben. Darum geht es, und 
das wünschen wir durchgeführt zu sehen. 

Das hat nichts mit der weitergehenden Frage zu 
tun, die hier in der Diskussion aufgeworfen wor- 
den ist — Herr Czernetz hat schon darauf geantwor- 
tet — und unter das Rubrum zusammenzufassen ist: 
Führen denn Sanktionen zur Eskalation? Unser mal- 
tesischer Kollege hat diese Frage gestern in den 
Raum gestellt. Ich kann nur sagen: Nein, nicht Sank- 
tionen gegen Verbrechen führen zur Eskalation 
weiterer Verbrechen, sondern Terror eskaliert Ter- 
ror. Wir müssen in unserem Teil Europas, in dem 
zivilsierten Teil dafür sorgen, daß dieser Terror nicht 
mehr stattfindet. 

Damit darf ich meine wenigen kommentierenden 
Bemerkungen als Vorsitzender der Politischer Kom- 


mission abschließen. Alles, was notwendigerweise 
gesagt werden mußte, ist in der Diskussion gesagt 
worden. Sie ließ an Deutlichkeit nichts zu wünschen 
übrig. 

Unsere Resolution richtet sich gegen niemand be- 
sonderen; denn Terror gibt es überall. Aber die ara- 
bischen Regierungen, die auch zu lesen vermögen, 
wissen, daß sie hier besonders angesprochen sind. 
Sie insbesondere haben den Terror über die Gren- 
zen ihres eigenen Gebiets hinaus nach Europa hin- 
eingeführt, und das ist es, was wir verhindert wis- 
sen wollen, abgesehen davon, daß sowieso aller 
Terror mit den Mitteln, die unseren Regierungen 
auch innerhalb ihrer eigenen Grenzen möglich sind, 
verhindert werden muß. 

Es liegt ein Änderungsantrag vom Kollegen de 
Stexhe vor. Ich habe nach einer Rücksprache mit 
Herrn de Stexhe sowie mit dem Herrn Berichterstat- 
ter einen zusätzlichen Änderungsantrag zu dem 
Amendement vorgelegt. Herr de Stexhe ist damit 
einverstanden; der Herr Berichterstatter ist unter 
Berücksichtigung seiner soeben zu Protokoll gegebe- 
nen Anmerkungen ebenfalls einverstanden. Das ist 
das einzige Amendement, das vorliegt. Ich bitte, nun- 
mehr unseren Empfehlungsantrag entsprechend zur 
Abstimmung zu stellen. 


Tagesordnungspunkt: 

Zukünftige Rolle des Europarates 

(Drucksache 3281) 

Berichterstatter: Abgeordneter Reverdin 
(Fortsetzung der Aussprache vom Vortage) 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
kann mich jetzt wirklich sehr kurz fassen. Unser 
hervorragender Berichterstatter und früherer Präsi- 
den der Versammlung, Monsieur Reverdin, hat so- 
wohl gestern in seinem einleitenden Bericht wie 
auch heute in seiner zusammengefaßten Kommentie- 
rung der Diskussion, für die ich mich ebenfalls sehr 
herzlich bedanken möchte, die wichtigsten Punkte 
herausgearbeitet. Ich möchte jetzt nur drei Dinge 
sagen. 

Erstens. Herr Präsident, wir sollten in den kom- 
menden Monaten, während wir über die künftigen 
Arbeitsmöglichkeiten und die Verzahnung der Auf- 
gaben mit dem Europäischen Parlament und ande- 
ren internationalen Organisationen und Institutionen 
in Europa nachdenken, den Europarat, seine Bera- 
tende Versammlung und seine vielen übrigen Or- 
gane, die dazu gehören, nicht in Frage stellen. Wir 
sind — • ich greife ein Wort des österreichischen 
Außenministers und derzeitigen Vorsitzenden des 
Ministerkomitees auf — die älteste europäische par- 
lamentarische Organisation, und wir sind auch — 
Gott sei Dank — - im Rahmen des Ministerrats die 
älteste Organisation, in der sich unsere Mitglieds- 
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regierungen miteinander konsultieren und ihre Ab- ! 
sichten koordinieren können. Wir sollten das des- j 
wegen nicht in Frage stellen. 

Gleichzeitig sollten wir uns aber — - das ist mein ; 
zweiter Punkt — darüber im klaren sein, daß die i 
Arbeit des Europarates und seiner parlamentari- 
schen Versammlung in Zukunft nur dann wird be- 
stehen können, wenn wir Prioritäten setzen, wenn 
wir uns beschränken in dem, was wir bisher an 
Aktivitäten entfaltet haben. In der Empfehlung, die 
der Herr Berichterstatter mit voller und einmütiger ; 
Unterstützung der Politischen Kommission vorgelegt 
hat, weisen wir als Parlamentarier darauf hin, daß 
auch wir bereit sind, mit gutem Beispiel voranzu- 
gehen, unsere Aufgaben, die bisher sehr weit ge- 
zogen waren, nunmehr zu überprüfen, aber die- 
jenigen Aufgaben, von denen wir glauben, daß sie 
alle Mitgliedsländer in Europa angehen und mit Vor- 
dringlichkeit in Straßburg vor dem Europarat, seiner 
Beratenden Versammlung und dem Ministerrat be- 
handelt werden sollten, nunmehr auch zu nennen 
und hier bei uns die Kräfte zur Lösung dieser Auf- 
gaben zu konzentrieren. 

Der dritte Punkt ist der, daß wir erwarten, daß 
der Ministerrat mit seinem „Comitc des Sages", der 
Sechserkommission, die am Montag vom Minister- 
komitee eingesetzt worden ist, während seiner 
Arbeiten mit der Beratenden Versammlung — viel- 
leicht mit der Arbeitsgruppe von Herrn Reverdin 
oder einer sich zu konstituierenden Delegation der 
Beratenden Versammlung — Kontakt hält, um in 
der Lage zu sein, mit dem Konsensus der Parlamen- 
tarier im Dezember dieses Jahres auch Entscheidun- 
gen zu treffen und sie in unserer Versammlung zu 
verkünden. 

Herr Präsident, der Bericht, den wir vorlegen, 
spricht für sich selber. Einige wenige Änderungs- 
anträge, die im Zuge der Diskussion von gestern 
vorgelegt worden sind, haben wir heute früh in der 
Sitzung der Politischen Kommission behandelt. Wir 
haben darüber abgestimmt. Ich beclaure, daß die 
Änderungsanträge den Mitgliedern der Beratenden 
Versammlung erst in diesen Minuten auf den Tisch 
gelegt worden sind. Aber wir haben unter großem 
Zeitdruck arbeiten müssen, und das Sekretariat hat 
Ihnen die Papiere nicht schneiler auf den Tisch legen 
können. Trotzdem hoffe ich, Herr Präsident, daß die 
von dem Herrn Berichterstatter, von dem Präsiden- 
ten ihrer Kommission und der Kommission selber 
mit großer Mehrheit unterstützten Änderungsan- 
träge auch die Zustimmung der Versammlung finden 
werden. 

Zu den einzelnen Änderungsanträgen wird der 
Herr Berichterstatter, wie angekündigt, kurz Stei- 
lung nehmen, wenn Sie sie aufrufen. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Ich habe be- 
reits gestern die Gründe für das Amendement vorge- 
tragen. Ich würde es begrüßen, wenn der Herr Be- 
richterstatter die Ergebnisse der Beratungen der 
Politischen Kommission wiedergäbe. Ich kann auf 
eine Wiederholung verzichten. 


Tagesordnungspunkt : 

Ansprache des Präsidenten des italienischen 
Ministerrates, Giulio Andreotti 

Bliimenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
möchte mich mit großem Nachdruck Ihren Glück- 
wünschen und Ihrem Dank an den Herrn Minister- 
präsidenten Andreotti anschließen. Mir liegt daran, 
ihm im Namen der Politischen Kommission zu sa- 
gen, wie sehr wir uns für die Unterstützung der 
Thesen bedanken, die wir in unserem gerade ver- 
abschiedeten Bericht über die Rolle des Europarats 
und seine zukünftige Arbeit angesichts der erwei- 
terten Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft nieder- 
gelegt haben. 

Der Herr Ministerpräsident hat eine sehr breit 
angelegte, hochinteressante Rede gehalten, die zu 
einer Fülle von Fragen Anlaß geben könnte. Ich 
j möchte zwei Fragen an ihn stellen, und zwar mit 
1 Bezug auf einen Bericht, den wir gleich im Anschluß 
| diskutieren werden, nämlich den Bericht über das 
Verhältnis Europas zu den Vereinigten Staaten. 

Der Herr Ministerpräsident ist vor kurzem im 
Zuge seiner Weltreise in den Vereinigten Staaten 
j gewesen und hat Gelegenheit gehabt, mit der ameri- 
kanischen Regierung und auch mit dem Präsidenten- 
berater Kissinger zu sprechen. Er selber hat uns im 
Verlauf seiner Rede den Standpunkt seiner Regie- 
rung zu einigen Punkten in der Rede von Henry 
Kissinger dargelegt. 

Ich möchte den Herrn Ministerpräsidenten fragen, 
ob er, im Hinblick auf die geteilte Aufnahme, die 
diese Rede von Herrn Kissinger in Europa gefunden 
hat, mit mir der Auffassung ist, daß es sich eigentlich 
nur um ein Mißverständnis handeln kann, wenn die 
Atlantik-Charta, mit der Herr Kissinger seine Auf- 
forderung zum Dialog mit Europa überschrieben hat, 
eine neue Darlegung der Supermacht — Amerika im 
Verhältnis zu Europa — bedeuten würde. Ist dieses 
Mißverständnis nach der Auffassung des Herrn 
Ministerpräsidenten dadurch entstanden — das ist 
ineine präzise Frage — , weil die Amerikaner darauf 
zu bestehen scheinen, die drei großen Bereiche Wäh- 
rung, Handel und Wirtschaft sowie Verteidigung als 
ein Paket zu behandeln? 

Meine zweite Frage resultiert ebenfalls aus der 
Rede von Herrn Kissinger im Aufträge des Präsiden- 
ten der Vereinigten Staaten und bezieht sich auf die 
globale Verantwortung der USA und die nur regio- 
nale Verantwortung Europas, so wie es hier aufge- 
faßt wurde, in Europa. Ist es nicht so, Herr Minister- 
präsident, daß sich z. B. im Nahen Osten, im unmit- 
telbaren Bereich Ihres Landes und Europas, im 
Mittelmeer, die europäische „globale Verantwortung" 
bisher sehr wenig manifestiert hat? Könnten wir 
von Ihnen einige Gedanken dazu hören, was Sie in 
Amerika oder während Ihrer Weltreise gerade zu 
diesem Problem angeblich gesagt haben. Wir wären 
dafür sehr dankbar; denn das würde unsere Dis- 
kussion bereichern. 

Der italienische Ministerpräsident erklärt, daß die 
| Vereinigten Staaten das Jahr 1973 zum Jahr Euro- 
\ pas erklärt hätten, um damit die Bedeutung der Be- 
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Ziehungen hervorzuheben , die Amerika mit Europa 
verbinden. Die Rede Kissingers sei wahrscheinlich 
ein Versuchsballon gewesen , um die Reaktionen der 
Regierungen und die Meinung der Öffentlichkeit zu 
erfahren. 

Eine europäische Initiative sei willkommen als 
Ausdruck des politischen und wirtschaftlichen Inter - 
esses Europas im Mittelmeerraum sowie als Bestä- 
tigung des politischen Willens von Europa als sol- 
chem in internationalen Angelegenheiten. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Ein we- 
sentliches Ziel der Konferenz von Helsinki ist das 
Bemühen, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen West und Ost zu fördern. Nun ist die künftige 
Handelspolitik zwischen West und Ost für die Mit- 
glieder des Gemeinsamen Marktes keine Sache bila- 
teraler Verhandlungen mehr, sondern eine Sache, 
bei der die europäische Persönlichkeit ihre Identität 
bereits finden soll. Infolgedessen hatte sich der 
Westen sehr bemüht, den Gemeinsamen Markt, die 
Gemeinschaft der Neun r bei den Verhandlungen in 
Helsinki auch als solche an den Verhandlungstisch 
zu bringen. 

Können Sie, Herr Ministerpräsident, uns sagen, in 
welchem Umfange ein solches Bemühen gelungen ist 
oder noch gelingen wird? Ist die Gemeinschaft der 
Neun in dieser Frage in sich noch geschlossener, als 
sie es sonst schon ist in ihren Bemühungen um 
Handelsvereinbarungen mit den Vereinigten Staa- 
ten? 

Der italienische Ministerpräsident erklärt, daß die 
europäischen Länder während der Vorbereitungs- 
gespräche eine gemeinsame Haltung bezüglich der 
Fragen eingenommen hätten , die auf die Tagesord- 
nung gesetzt werden müßten. Unterschiede in den 
Beziehungen der europäischen Länder mit der 
Sowjetunion seien unvermeidlich. Die Furcht, die 
Schaffung der Gemeinschaft könne eine uner- 
wünschte Verhärtung in die Beziehungen zu Ruß- 
land bringen, habe sich als unbegründet erwiesen. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Ministerpräsi- 
dent, Sie haben den Beratungen über die zukünftige 
Arbeit des Europarates heute in ihren Ausführun- 
gen dankenswerterweise einen breiten Raum ge- 
widmet und dabei auch erwähnt, daß es traditionel- 
lerweise Gebiete gibt, auf denen sich diese Ver- 
sammlung in besonderer Weise bewährt hat. 

Darf ich Sie fragen, ob Sie aus der Sicht der 
italienischen Regierung schon jetzt zu einem Gedan- 
ken etwas sagen können, der in den Beratungen der 
Parlamentarier in dieser Versammlung zum selben 
Thema auf getaucht ist: Kämen wir nicht gerade auf 
diesen Gebieten in Europa rascher und effektiver 
voran, wenn beispielsweise bei der Beratung solcher 
speziellen Themen der Ministerrat des Europarates 
sein Mandat an Fachministerkonferenzen der Sieb- 
zehn abgäbe, so daß wir bei all diesen spezifischen 
Fragen nicht mehr den Filter der Außenministerien 
hätten, sondern die Fachminister der 17 Mitglieds- 
länder gerade auf den besonders für den Europarat 
geeigneten Gebieten zunehmend Entscheidungen 
treffen könnten? Das würde wahrscheinlich voraus- 
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setzen, daß darüber zuvor in den nationalen Kabi- 
netten beraten wird. 

Der italienische Ministerpräsident erwidert, daß 
es noch verfrüht sei, solche Treffen, so wertvoll sie 
auch immer sein mögen, schon zum jetzigen Zeit- 
punkt zu institutionalisieren. 


Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten von Amerika 

(Drucksachen 3279 und 3278) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Sir John Rodgers 
für den Politischen Ausschuß 

Abgeordneter Dequae 
für den Wirtschaftsausschuß 

Dr* Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte mich für den bemer- 
kenswerten Bericht, den Sir John Rodgers vorge- 
legt hat, sehr bedanken. Im wesentlichen stimme ich 
mit der Analyse wie auch mit den Schlußfolgerun- 
gen, die daraus gezogen worden sind, überein. 

Die Versammlung wird sicherlich Verständnis da- 
für haben, wenn ich in meinen Bemerkungen an eine 
Passage anknüpfe, die ich dem Bericht selbst ent- 
nehme. Es heißt dort: 

Zuerst einmal hat die Ostpolitik der Bundes- 
republik Deutschland die Billigung aller west- 
lichen Regierungen einschließlich der Vereinig- 
ten Staaten gefunden und ist somit Bestandteil 
der Politik des westlichen Bündnisses gewor- 
den. 

Ich bringe dieses Zitat nicht aus Selbstzufrieden- 
heit oder Rechthaberei; vielmehr veranlassen mich 
dazu drei fundamentale Gründe. 

Erstens. Das Bündnis, dem wir angehören, be- 
stehend aus Staaten des europäischen und des 
amerikanischen Kontinents, bewies die Fähigkeit 
gemeinsamer politischer Strategie und Taktik. Das 

Ergebnis der bisherigen Ostpolitik der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist auch das Ergebnis atlantischer 
Solidarität. 

Zweitens. Akzeptable Regelungen mit Staaten 
des Ostens sind möglich. 

Drittens. Die Ostpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland dient nicht nur den Interessen der Bun- 
desrepublik selbst, sondern auch denen Europas und 
Amerikas, weil sie ganz generell auf eine Sicherung 
des Friedens ausgerichtet ist. 

In diesem Sinne möchte ich die Versammlung er- 
muntern, mit dem bisher vorangeschrittenen Prozeß 
der Entspannung fortzufahren und in dieser Richtung 
zu wirken — ohne Hast, jedoch intensiv — und sich 
auch nicht durch Rückschläge entmutigen zu lassen, 
die sich ganz gewiß einstellen werden. Ich möchte 
diese Ermunterung um so mehr aussprechen, als das 
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Gewicht der europäischen Staaten bekanntlich zuge- 
nommen hat. Es entspräche durchaus der Partner- 
schaft mit den Vereinigten Staaten, wenn die euro- 
päischen Staaten aus ihrer eigenen Situation heraus 
den begonnenen Prozeß der Entkrampfung der Ver- 
hältnisse zwischen Ost und West förderten und 
unterstützten. Dies läge auch deswegen im Interesse 
der europäischen Staaten, weil es sicherlich nicht 
vernünftig wäre, wenn über die Köpfe Europas hin- 
weg die beiden Supermächte zu Abmachungen und 
Regelungen kämen, ohne daß dabei Europa genü- 
gend Gehör gefunden hätte. 

Der bisherige Verlauf der Entspannungspolitik, 
wie wir sie betreiben, zeigt ganz deutlich die Not- 
wendigkeit der westlichen Demokratien, einen ge- 
meinsamen Nenner für gemeinsame Interessen zu 
finden. Dies ist schwierig, dies wird schwierig blei- 
ben. Aber es ist meine Überzeugung, daß diese Auf- 
gabe lösbar ist. Das Gewicht der europäischen Staa- 
ten des freien Europa insgesamt hat heute auf der 
Waagschale des Einflusses auf den weiteren Prozeß 
des weltpolitischen Geschehens größere Chancen 
als in den vergangenen Nachkriegsjahren. Ich meine, 
wir sollten sie nutzen. 

Diese Notwendigkeit möchte ich um so stärker 
herausstellen, als es der Rolle der europäischen 
Staaten nicht entspräche, wenn sie beim Umbau der 
weltpolitischen Bühne lediglich als Statisten in Er- 
scheinung träten. Besonders vor diesem Hintergrund 
möchte ich folgende persönliche Überzeugung zum 
Ausdruck bringen. 

Wenn wir an dem Strang ausgeloteter gemein- 
samer Interessen ziehen, werden wir mehr bewegen 
können als im Alleingang. 

Ich bin mir bewußt, daß ein großer Unterschied 
darin besteht, ob ein Staat Mitglied eines Bündnisses 
ist oder nicht. Ich mache diese Bemerkung an dieser 
Stelle, um zu verdeutlichen, daß niemand auf den 
positiven Beitrag der neutralen und bündnisfreien 
Staaten verzichten möchte. Ich denke, es ist richtig, 
wenn ich sage: die Verständigung auf gemeinsame 
politische Ziele bedeutet keine Gleichschaltung der 
politischen Methodik. Die Einigung auf politische 
Ziele der Entspannungspolitik beinhaltet durchaus 
die Chance spezieller Beiträge und Leistungen, je 
nachdem, unter welchen Bedingungen und Prämis- 
sen die Außen- und Sicherheitspolitik eines jeden 
Staates steht. 

Mit der Einigung oder Annäherung an gemein- 
same politische Absichten ist die Diskussion noch 
längst nicht beendet. Ich kann mir sehr gut vor- 
stellen, daß die Beratende Versammlung des Europa- 
rats beim weiteren Verlauf der west-östlichen Ent- 
spannungspolitik als Forum der Diskussion und als 
Clearing-Stelle von Absichten und Wünschen zu- 
nehmend an Bedeutung gewinnen könnte. 

Diese Möglichkeit möchte ich um so deutlicher 
unterstreichen, als meiner Auffassung nach der 
Zwang zum näheren Zusammenrücken zunehmen 
wird, je intensiver und erfolgreicher die Gespräche 
in Helsinki und Wien verlaufen sollten. 

Ich bin mir absolut darüber im klaren, daß trotz 
der Zunahme des europäischen Gewichts die mili- 


tärische Anwesenheit der Vereinigten Staaten auf 
dem Kontinent nach wie vor unentbehrlich ist. Ich 
möchte noch weitergehen und sagen: die Präsenz der 
Vereinigten Staaten in Europa ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die erfolgreiche Fortsetzung des 
Dialogs zwischen Ost und West. Daran wird sich 
auch in den nächsten Jahren nichts ändern. Diese 
Präsenz liegt nicht nur im Interesse der europäischen 
Staaten, sondern auch im Interesse der Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch eine andere 
Bemerkung machen. Der gute Wille zur Entspan- 
nung ist sicherlich in unseren Reihen unbestritten. 
Aber wir stehen vor der Tatsache, daß die Entspan- 
nung in der Welt auf eine Schwierigkeit besonderer 
j Art stößt. Ich meine die Tatsache, daß wir zu ver- 
nünftigen Übereinkünften mit Staaten kommen 
wollen, deren Gesellschaftssysteme konträr zu den 
1 unsrigen stehen. Es besteht wohl kein Zweifel daran, 
j daß eine Einigung mit den westlichen Staaten leich- 
ter ist, weil hier keine konträren Ideologien mit 
: ihren Konsequenzen als zusätzliche Erschwernis den 
Abschluß vernünftiger Regelungen behindern. Auch 
bei einem positiven Verlauf unseres begonnenen 
politischen und Abrüstungsprozesses wird die 
ideologische Konfliktsituation weiterbestehen. Die 
! kommunistische Doktrin von der friedlichen Ko- 
existenz beinhaltet keine ideologische Koexistenz 
Das heißt: es ist irrig, anzunehmen, daß Verträge 
oder Regelungen zwischen Ost und West zur Kon- 
vergenz der unterschiedlichen Gesellschaftssysteme 
führen könnten. Eher das Gegenteil ist der Fall. Wir 
müssen die Möglichkeit ins Auge fassen, daß zu- 
! sätzliche neue Akzente durch kommunistische Staa- 
i ten in die ideologische Auseinandersetzung einge- 
! führt werden. Diese Herausforderung ist nicht neu. 

Es gibt sie, seitdem es kommunistische Staaten gibt, 
j Sie wird — das ist meine feste Überzeugung — in 
eine neue Phase treten. 

Bundeskanzler Brandt hat neulich in einer sehr 
großen Rede vor dem Deutschen Bundestag erklärt, 
j die Demokratie lebe nicht von dem Feindverhältnis 
1 zu den Diktaturen auf dieser Erde, sondern aus ihren 
| eigenen Wertvorstellungen heraus. Dem habe ich 
nichts hinzuzufügen. Das Selbstbewußtsein, das Ver- 
I trauen auf die Stärke des demokratischen Gedan- 
: kens ist die Voraussetzung zur Weiterführung des 
: politischen Dialogs mit den Staaten des Warschauer 
j Pakts. Unser Vertrauen auf die Stärke der Demo- 
kratie ist ungebrochen. Wir haben daher keine Ver- 
! anlassung, dem begonnenen Entspannungsprozeß 
wegen des fortdauernden ideologischen Wettbe- 
! werbs von unserer Seite her ein Ende zu setzen. 
Wir entsprechen damit der geschichtsträchtigen Ein- 
sicht, daß Europa und die Vereinigten Staaten ein- 
schließlich Kanadas nicht nur Verantwortung für die 
Aufrechterhaltung des machtpolitischen Gleichge- 
wichts zur Wahrung ihrer Sicherheit tragen, son- 
1 dern auch gemeinsame Verantwortung für eine aus- 
gewogene Politik der Entspannung in der Welt. 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir befinden uns hier heute 
sozusagen in der zweiten Runde der Diskussion 
unseres Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten 
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von Amerika in einem europäischen Gremium. Eine 
dritte Runde wird im Juni in der Westeuropäischen 
Union in der Beratenden Versammlung stattfinden. 
Manchmal wünschte ich mir, daß dieses von uns 
gegebene Beispiel einer so intensiven Beschäftigung 
mit den Beziehungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa von der Masse der Abgeord- 
neten des amerikanischen Kongresses in irgendeiner 
Form nachvollzogen würde. Das wäre dem beider- 
seitigen Dialog sehr nützlich. Aber wir wissen, daß 
es nicht der Fall ist. Wir müssen die Dinge so hin- 
nehmen, wie sie sind. 

Ich kann mich ebenfalls auf einige wenige Bemer- 
kungen beschränken. Denn im großen und ganzen 
stimme ich voll und ganz mit dem Bericht von Sir 
John Rodgers überein. 

Er hat immer — das hat er aus unserer euro- 
päischen Sicht ganz richtig getan — - die Dimension 
innegehalten, wie eine lose Vereinigung von euro- 
päischen Staaten, die noch keine Großmacht sind, 
sich gegenüber einer Großmacht äußern kann. Nur, 
lieber Herr Berichterstatter, wir haben ja alle unsere 
Erfahrungen mit den Vereinigten Staaten. Die kluge 
und zurückhaltende Weise, in der Sie manche der 
gegenseitigen Probleme angehen, hat einen Nach- 
teil: auf der anderen Seite des Atlantik wird häufig 
nur das verstanden, was sehr laut gesagt wird. Wir 
sprechen hier mit ein bißchen Zurückhaltung, immer 
im Bewußtsein der Dimension der beiden Partner. 
Ich fürchte manchmal, daß diese Zurückhaltung, so 
gerechtfertigt sie auch bei uns sein mag, auf der 
anderen Seite leicht mißverstanden werden kann. 

Im Zentrum dieser Überlegungen steht die Frage: 
was ist der Inhalt der gegenwärtigen atlantischen 
Partnerschaft? Man hat manchmal das Gefühl, daß 
die zwischen uns bestehenden Vereinbarungen über 
die Sicherheit in der atlantischen Partnerschaft nicht 
nur bei uns, sondern auch auf der anderen Seite die 
Basis der Unterstützung durch die Bürger verlieren. 
Dies ist eine Entwicklung, der wir aus Gründen, die 
in dem Bericht dargelegt sind, entgegensteuern 
sollten. Allerdings bin ich mir nicht ganz im klaren 
darüber, welcher Weg der beste bei diesem Gegen- 
steuern ist. So ist zwangsläufig die militärische 
Balance, die uns bisher den Frieden in Europa ge- 
währleistet hat und zum großen Teil der wichtigste 
Inhalt des Bündnisses mit den Vereinigten Staaten 
war, Gegenstand von Überlegungen geworden. Wir 
haben es erlebt, daß sie bei den zahlreichen Über- 
legungen auf beiden Seiten, bei den gemeinsamen 
politischen und wirtschaftlichen Diskussionen über 
die Ziele, die wir haben, in zunehmendem Maße 
Gegenstand von Dissonanzen und Zweifeln gewor- 
den ist. 

Wir können auch nicht daran vorübergehen, daß 
die junge Generation, die den Krieg nicht miterlebt 
hat und der seine Folgen und seine Ursachen nicht 
so bewußt sind wie der älteren Generation, die hier 
in der Versammlung überwiegend repräsentiert ist, 
die Überzeugung hat, daß die friedliche Stabilität 
unwandelbar ist. Die junge Generation weiß nicht, 
daß diese Überzeugung zweifelhaft ist und über 
Nacht durch rauhe Wirklichkeit geändert werden 
kann. Aber unter den gegenwärtigen Umständen ist 


dieses Gefühl einer substantiellen Sicherheit, die 
wir bei allen unseren politischen Handlungen auf 
unserem Kontinent haben, nicht gewichen. Schon seit 
Jahren führen wir mit vielen unserer jüngeren Kol- 
legen politische Debatten mit diesem Inhalt. Es ist 
in der Wirklichkeit manchmal schwer, zu erläutern, 
warum wir unsere Zweifel an der ewigen Dauer 
| dieser Sicherheit haben. 

Professor Kissingers Bemerkung, Europa habe nur 
regionale Interessen, ist objektiv natürlich nicht 
richtig, aber subjektiv ist sie begreiflich. Wir müssen 
in diesem Zusammenhang an uns selber die Frage 
richten, ob die Amerikaner aus ihrer Sicht nicht 
recht haben, wenn sie angesichts vieler Facetten, die 
in der Politik in Brüssel und auch anderswo in euro- 
päischen Hauptstädten gemacht werden, diese Politik 
für etwas sehr Provinzielles halten. Diese Frage muß 
weiter in unserer Diskussion bleiben. Man kann 
nicht einfach darüber hinweggehen und sagen, daß 
der Berater des amerikanischen Präsidenten in die- 
sem Punkte völlig unrecht habe. Möglicherweise 
hat er uns nur das entgegenhalten wollen, was viele 
I Leute angesichts dieser Wirklichkeit der Erschei- 
; nungsform der europäischen Politik bei den Ameri- 
i kanern denken. Das wird in den kommenden Aus- 
einandersetzungen und Diskussionen weiterhin ein 
wichtiger Punkt bleiben. 

Ich persönlich habe den Eindruck, daß man manch- 
j mal unsere eigenen Regierungen, wenn sie das Be- 
stehende in der atlantischen Partnerschaft zu sehr 
betonen, daran erinnern muß, daß wir in unseren 
, europäischen Fragen kein geschlossener Zirkel sind, 
daß es sicher eine ganze Reihe von Bereichen gibt, 
in denen wir unseren amerikanischen Partnern — 

| und möglicherweise auch anderen Partnern — ein 
größeres, ich will nicht sagen, Mitspracherecht, aber 
sehr viel größere Konsultationsmöglichkeiten ein- 
räumen müssen, als sie ihnen gegenwärtig gegeben 
werden. 

Mir hat im wesentlichen sehr gut gefallen, was 
! unser Kollege Michael Stewart heute nachmittag 
hier gesagt hat: daß das Wichtigste zur Neuordnung 
der Beziehungen zwischen den Europäern und den 
Amerikanern das gegenseitige Vertrauen in die 
Aufrichtigkeit und die Entwicklungsfähigkeit der 
demokratischen Gesellschaft auf beiden Seiten des 
Ozeans bleiben wird. Das ist ein entscheidender 
Punkt in der Innenpolitik, die im wesentlichen auch 
unsere Außenbeziehungen und — übersehen Sie 
das nicht! — auch in den Vereinigten Staaten die 
Außenbeziehungen weitgehend bewegt. Hier haben 
wir sowohl in Europa als auch, glaube ich, in den 
Vereinigten Staaten etwas nachzuholen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des persönlichen Vertreters des 
Außenministers der Vereinigten Staaten von 
Amerika, John N. Irwin II 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
meine, daß die Ausführungen Seiner Exzellenz des 
Botschafters der Vereinigten Staaten im Zusammen* 
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hang mit unserer Debatte uns Gelegenheit geben 
sollten, ein paar Fragen zu stellen. Ich hoffe, er wird 
bereit sein, darauf einzugehen und zu antworten. 
Mir liegen insbesondere zwei Fragen am Herzen. 

Ich möchte aber vorausschicken: Der Botschafter 
soll wissen, daß diese Versammlung, auch wenn 
manchmal unterschiedliche Meinungen im Hinblick 
auf einzelne Fragen der Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinigten Staaten und Europa bestehen, über- 
zeugt ist, daß wir zwischen Europa und den Ver- 
einigten Staaten weiterhin ganz enge Beziehungen 
haben müssen und eigentlich alles das unterstrei- 
chen können, was der Botschafter — besonders in 
den Schlußausführungen seiner Rede — gesagt hat. 

Herr Botschafter, was uns Sorge macht, sind die 
innenpolitischen Präokkupationen der Mitglieds- 
regierungen Europas und der Vereinigten Staaten 
angesichts der vor uns liegenden Schwierigkeiten. 
Ich beziehe mich dabei auf die von Ihnen erwähnten 
Konferenzen in Helsinki und auch in Wien. Ohne 
in die Einzelheiten einzutreten, möchte ich fragen: 
Ist es nicht doch ein etwas zu offensichtliches ameri- 
kanisches innenpolitisches Interesse gewesen, das 
in Wien dazu geführt hat, von vornherein gewisse 
Kompromisse anzubieten, um eben dem Druck, der 
vom Kongreß auf Ihre Regierung ausgeübt wird, zu 
begegnen, nämlich dem Druck auf einseitigen Rück- 
zug amerikanischer Truppen aus Europa? Ich meine, 
das Bestreben, die Sowjetunion in Wien sichtbar an 
den Verhandlungstisch zu bringen, hat die amerika- 
nische Regierung doch dazu gebracht, etwas zu sehr 
aufs Tempo zu drücken und etwas zu sehr das zeit- 
liche Moment in den Vordergrund zu rücken. 

Die zweite Frage, die ich stellen möchte, ist kür- 
zer zu fassen. Das Verhältnis zwischen Europa und 
Amerika muß und soll laut Botschaft des Präsiden- 
ten — durch den Mund des Herrn Kissinger — er- 
gänzt werden durch die Beziehungen mit Japan als 
einer der großen und wichtigen Wirtschafts- und 
politischen Faktoren unserer multipolaren Welt. 
Was ist nach Ihrer Auffassung nun vordringlich: die 
Beziehungen zwischen Europa und Japan in einem 
solchen Kontext zu stabilisieren oder erst die 
amerikanisch- japanischen Beziehungen zu ordnen? 

Botschafter Irwin erinnert zunächst daran, daß das 
Problem einer ausgewogenen Verringerung der 
Rüstung zum ersten Mal während einer Tagung des 
NATO-Rates in Lissabon auf eine amerikanische 
Initiative hin behandelt worden sei. Wenn dabei 
auch der Wunsch der Vereinigten Staaten, ihre 
Rüstungsausgaben auf ein vernünftiges Maß zurück- 
zuführen, eine gewisse Rolle spiele, so werde die 
amerikanische Regierung jedoch keine Entscheidung 
treffen, durch die die Sicherheit Westeuropas ge- 
fährdet werden könne. Die Beziehungen mit Japan 
müßten in der heutigen Welt ebenso wie für Europa 
auch für die Vereinigten Staaten eine wichtige Rolle 
spielen. Die Frage, ob hier Prioritäten bestünden, 
sei sehr schwer zu beantworten. Die Verbesserung 
der Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten 
und China oder der Sowjetunion infolge der Politik 
von Präsident Nixon sei nur in dem Maße möglich 
gewesen, wie die Amerikaner wußten, daß sie in 
Europa langjährige und treue Freunde, Verbündete, 


Partner hätten. Dies sei seit dem letzten Krieg einer 
der festesten Grundlagen der amerikanischen Politik 
gewesen, und es gebe keinen Grund, daß das 
morgen nicht mehr der Fall sei. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Niemand 
kann auf die Bewahrung oder Wiederherstellung 
des guten Einvernehmens mit den Vereinigten Staa- 
ten mehr Wert legen als ein Deutscher, der aus 
Berlin kommt und der auch hier den Vereinigten 
Staaten neben den anderen Mächten, Großbritan- 
: nien und Frankreich, für den Schutz und die Erhal- 
tung der Freiheit — wir sind in vorderer Linie — 
zu danken hat. Meine Fragen entspringen also ge- 
wiß keinem Geist der Kritik, sondern nur einem 
Bedürfnis nach Information bei Fragen, die meines 
Erachtens noch immer nicht genügend beantwortet 
sind. 

Erstens. Als die Vereinigten Staaten Europa Hilfe 
gaben, als insbesondere auch die Bundesrepublik 
Deutschland Kapitalhilfen — Hilfe zur Selbsthilfe — 
bekam, war es doch das erklärte Ziel, damit die 
Produktion zu steigern, den industriellen und land- 
wirtschaftlichen Welthandel zu fördern, den Anteil 
Europas am Welthandel zu steigern. Wenn das rich- 
tig ist, muß ich fragen: Kann denn dann die heutige 
Feststellung, der Handel Europas habe sich ver- 
doppelt und der Handel Amerikas dementsprechend 
verringert, ein Argument gegen Europa sein? Ich 
glaube: nein; sondern das ist eine notwendige 
Schlußfolgerung aus dem, was Amerika wollte. 

Zweitens. Amerika fühlt sich beschwert und meint, 
es werde durch Vorzugs Vereinbarungen, die wir 
mit den sogenannten Jaunde-Ländern haben, dis- 
kriminiert. Wir haben diese Vereinbarungen aus der 
Verpflichtung heraus getroffen, den ehemaligen 
Kolonialstaaten nach der stärkeren Einigung Euro- 
pas keine schlechteren Bedingungen des Handels 
mit den Mutterländern zu geben, als sie früher be- 
standen. Wird der Vorwurf Amerikas, es werde ge- 
genüber diesen Staaten diskriminiert, eigentlich zu 
Recht erhoben? 

Drittens. Die objektiven Zahlen weisen aus, daß 
der Handel der Vereinigten Staaten mit Europa 
sowohl umsatzmäßig als auch geldmäßig niemals so 
groß gewesen ist wie jetzt. Wo liegt eigentlich der 
tiefere Grund der Beschwerde, die die Vereinigten 
Staaten gegen Europa erheben, wenn es so ist — es 
sei denn, daß ein sehr großer Anteil des Handels 
Amerikas durch die japanische Rivalität vermindert 
wird; aber das kann kein Vorwurf gegen Europa 
sein — ? 

Viertens. Ein Streitfall zwischen Amerika und 
Europa ist immer wieder die Beeinträchtigung der 
Währungsgrundlagen durch jene 70 bis 80 Milliar- 
den Dollar, die außerhalb der Vereinigten Staaten 
herumfloaten. Welche konkreten Vorstellungen hat 
die amerikanische Regierung bis heute für das Ziel 
einer neuen Währungsordnung entwickelt, um die- 
sen hohen Betrag umlaufender Dollars zu konsoli- 
dieren? Gibt es die Vorstellung einer langfristigen 
Anleihe, um diesen Störungsfaktor herauszuneh- 
men, wenn die Grundlage für neue Währungsrege- 
lungen geschaffen wird? 
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Botschafter Irwin erklärt, Amerika habe mit Be- 
friedigung die Entwicklung des europäischen Han- 
dels gesehen und davon in großem Umfang profi- 
tiert; es beklage sich auch nicht über den Erfolg der 
europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Wichtig sei 
jedoch, daß diese für alle vorteilhafte Situation er- 
halten bleibe. Daher scheine es jetzt an der Zeit zu 
sein, auf dem Wege der Liberalisierung der Han- 
delsbeziehungen noch weiter zu gehen. Für Amerika 
zähle nicht das Defizit oder der Überschuß in der 
Handelsbilanz mit irgendeinem einzelnen Land, son- 
dern die Erreichung eines globalen Gleichgewichts. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika verstünden 
sehr gut, daß die Gemeinschaft Entwicklungsländern 
Präferenzen eingeräumt habe, sie hielten es aber 
nicht für erforderlich, daß diese Präferenzen rezi- 
prok seien, zumal diese Gegenseitigkeit für diese 
Länder nicht günstig sei. Auf jeden Fall aber müsse 
diese Frage im Rahmen des GATT gelöst werden. 


Donnerstag, 17. Mai 1973 


Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten von Amerika 

(Drucksachen 3279 und 3278) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Sir John Rodgers 
Abgeordneter Dequae 

(Fortsetzung der Aussprache vom V ortage) 

Br. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In diesen Tagen sind in der 
Diskussion einige sehr gewichtige Beiträge vorge- 
tragen worden, so daß es jemand, der am Ende der 
Rednerliste steht und noch dazu ein neues Mitglied 
ist, wahrscheinlich schwer hat, überhaupt noch Ge- 
hör zu finden. Ich möchte dennoch in der gebotenen 
Kürze sprechen und noch ein paar Nuancierungen 
vortragen; diese erscheinen mir allerdings wichtig, 
auch wenn sie durch ein Neumitglied dieses Hauses, 
der ein junger Sozialdemokrat ist, vorgenommen 
werden. 

„Der Weg Europas” ist unser Problem. Nur weni- 
gen unter uns erscheint es wahrscheinlich verwun- 
derlich, daß die Frage in der Öffentlichkeit erst und 
deswegen so eifrig diskutiert wurde, weil sich der 
Berater Präsident Nixons, Dr. Kissinger, zu dieser 
speziellen Problematik ausführlich und sehr substan- 
tiell geäußert hat. Ich sehe die Frage nach dem 
Weg Europas in eine dreifache Perspektive gestellt. 

Erstens: in Europa selber. Für diesen Zusammen- 
hang möchte ich die Formel benutzen: Die Europäer 
definieren europäische Politik selber. 

Zweitens: Europa in der Welt. Wo zwischen den 
beiden wirklichen Machtblöcken USA und UdSSR 


einerseits und den dazu in Relation zu sehenden 
Mächten Japan und China andererseits steht Europa? 
In diesem Kräftefeld werden wir, glaube ich, unseren 
eigenen Standort zu finden haben (dabei kommt mir 
das Wort „Kräftefeld" schwer über die Lippen!). 

Drittens: Unser Verhältnis zu den USA. Man 
könnte — jedenfalls möchte ich das tun — , es in 
einem Bild sagen: Wir sind ein erwachsenes Kind, 
das sich schon traut, einige Dinge anders zu sagen 
und zu artikulieren als der große Vater-Bruder USA. 
Ich glaube, das ist für beide nützlich und hilfreich. 
Entscheidend ist nur, auf Grund welcher Kriterien 
und mit welchem Ziel das geschieht. 

Das führt mich zu der Frage, die mir eine — un- 
sere — Hauptfrage zu sein scheint: die nach der 
Rolle Europas für die europäischen Menschen. Was 
bedeuten die Europa-Institutionen und unsere 
eigene Arbeit für die 250 Millionen Europäer? 
Sicherlich nicht zuerst das, was uns so lang und in- 
tensiv beschäftigt: Fragen des Handels, der Land- 
wirtschaft, der Wirtschaft, der Verteidigung und 
Einzelheiten des Gemeinsamen Marktes. Ich glaube 

— wenn ich das richtig spüre — , daß die Menschen 
mehr als das von Europa wollen und auch mehr von 
den europäischen Gremien verlangen. 

Der verehrte Rapporteur hat von dem fehlenden 
„Zentralhirn Europas" gesprochen. Ich glaube, ein 
solches „ Zentralhirn " sollten wir nicht etablieren. 
Wir haben 250 Millionen einzelne europäische Hirne. 
Diese Hirne, glaube ich, sind entscheidend für die 
Definition unseres politischen Weges für die Men- 
schen in Europa. Wenn wir das akzeptieren, ergibt 
sich meines Erachtens daraus die Aufgabe, so etwas 
wie eine europäische Strategie zu entwickeln. Diese 
Strategie hätte als eigener europäischer Beitrag 
innerhalb des großen Weltkonzerts, des großen Zu- 
sammenklangs und Gegenklangs, seinen Platz. 

Ich nenne die Erhaltung und den Ausbau des Frie- 
dens, die allem übergeordnete Aufgabe, die mit 
zwei Unteraspekten nach innen und nach außen stra- 
tegisch zur Disposition steht: Nach außen ist, glaube 
ich, durch die Ostpolitik, die die meisten Regierun- 
gen der hier versammelten Mitgliedsländer so in- 
tensiv unterstützt haben, und den beschlossenen und 
noch zu vollziehenden UNO-Beitritt beider deutscher 
Staaten ein wichtiger und für Europa entscheidender 
Schritt getan worden. 

Der zweite Aspekt bezieht sich auf die innereuro- 
päischen Probleme. Es stellt sich die Frage nach der 
Sicherung und der Verwirklichung der Demokratie 
in Europa. Ich glaube, es muß uns in diesem Zu- 
sammenhang alle tief berühren und erschrecken, was 
in einem unserer Mitgliedstaaten, in der Türkei, vor 
sich geht: Wir dürfen hier nicht allzu schnell zur 
Tagesordnung übergehen. Dort, wo Folterungen, 
Schläge und andere Dinge geschehen und diese Fak- 
ten als kommunistische Propaganda abgetan werden 

— obwohl wir das alles besser wissen — , sollten 
wir die Wiederherstellung der Demokratie in der 
Türkei als eine europäische Aufgabe ansehen. Das 
dürfen wir so nicht weitergehen lassen! 

Aber die andere Frage, die uns in der innereuro- 
päischen Perspektive weiter nach vorne drängt, ist 
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ja wohl die, die wir Demokratie im Sozialbereich für 
ganz Europa und für alle Menschen verwirklichen 
können. Etwa mit dem Plan der Sozialunion wird 
umschrieben, was hoffnungsvoll erscheint und sich ja 
nicht auf die neun EG-Staaten beschränken darf, son- 
dern in längerer Perspektive die politische Aufgabe 
der siebzehn Staaten des Europarates sein muß. Ich 
nenne konkrete Vorhaben; die europäische Arbeits- 
losen-, Renten- und Sozialversicherung. Das sind 
wichtige sozialpolitische Fragen, die hier anstehen 
und die unsere politischen Debatten auf dem wei- 
teren Weg nach Europa mehr bestimmen sollten und, 
wie ich hoffe, auch stärker bestimmen werden. 

Europas Demokratie wird auch dadurch stärker, 
daß sie in den Betrieben verwirklicht wird. Wir je- 
denfalls hoffen, sie in der BRD ein Stück weiter 
vorantreiben zu können, wenn wir die Arbeiter- 
mitbestimmung in den Betrieben eingeführt haben. 
Für die Demokratie darf es in unserer europäischen 
Gesellschaft keinen Raum geben, der ihr Vorbehalten 
bleibt. Sie muß in allen Lebensbereichen verwirk- 
licht werden. Wir hoffen, daß die „paritätische Mit- 
bestimmung 11 nicht nur eine deutsche, sondern eine 
europäische Zielperspektive ist, die es gemeinsam 
zu verwirklichen gilt. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte — wenn Sie erlauben — mit dem Schluß- 
satz des Außenministers der Republik Österreich, 
des Kollegen Kirchschläger, schließen; er sagte: „Wir 
alle stehen großen Aufgaben gegenüber und tragen 
eine Verantwortung, die vielleicht größer ist, als wir 
im politischen Alltag anzunehmen bereit sind." Und 
ich füge hinzu: An unserem Tun, unserem Denken 
und schließlich unserem konkreten Handeln wird 
von unseren Mitbürgern gemessen, was wir zu ihrer 
inneren und äußeren Wohlfahrt in Europa schaffen. 


Tagesordnungspunkt; 

Ansprache des isländischen Außenministers, 
Einar Agustsson 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister, gestatten Sie, 
daß ich drei Fragen stelle. 

Erste Frage: Auf welchen völkerrechtlichen Tat- 
bestand, auf welche völkerrechtliche Norm stützt 
Island seine Entscheidung, die Fischereizone ein- 
seitig von 12 Seemeilen auf 50 Seemeilen auszu- 
dehnen? 

Hält die isländische Regierung diese Maßnahme 
für in Übereinstimmung mit den von Island über- 
nommenen internationalen Verpflichtungen, bei- 
spielsweise im Europarat oder in der UNO? 

Zweite Frage: Wie rechtfertigt die isländische Re- 
gierung das gewaltsame Vorgehen gegen Seeleute 
und Schiffe fremder Nationalität in einem Seegebiet, 
das durch eine Anordnung des Internationalen Ge- 
richtshofs ausdrücklich für den Fischfang durch diese 
Nationen freigegeben worden ist? 

Dritte Frage: Ist die Regierung Islands wirklich 
ernsthaft daran interessiert, die streitigen Fragen 


im Verhandlungswege und in einer Weise zu 
regeln, die den berechtigten Belangen der Fischer 
auch anderer Staaten Rechnung trägt? 

Wie könnte eine solche Regelung nach Auffassung 
der isländischen Regierung aussehen? 

Der isländische Außenminister erklärt, daß das 
Völkerrecht Island die Ausweitung der Fischerei- 
grenzen nicht verbiete. Island habe diese Entschei- 
dung nur getroffen, um den für die Ernährung seiner 
Bevölkerung erforderlichen Fischbestand zu retten . 
Auch 32 andere Nationen, davon allein 8 in diesem 
Jahr, hätten die Fischereigrenzen über die 12-Mei- 
Ienzone hinaus ausgedehnt. Island habe keinen der 
erwähnten Vorfälle absichtlich provoziert. In den 
meisten Fällen würden die englischen und deutschen 
Schiffe abdrehen, wenn sie durch isländische Kü- 
stenwachboote zur Respektierung der Fischerei- 
grenzen aufgefordert würden. Zu einem Zwischen- 
fall mit einem deutschen Boot sei es bisher noch 
nicht gekommen. Die isländische Regierung sei fest 
entschlossen, das Problem auf dem Verhandlungs- 
wege zu lösen ; vorbereitende Gespräche für ein 
Treffen zwischen dem zuständigen isländischen und 
deutschen Minister hätten bereits stattgefunden. 

Dr. Ahrens (SPD) : Herr Minister! Ich darf Ihnen 
zunächst einmal für die Offenheit sehr herzlich dan- 
ken, mit der Sie hier den Standpunkt Ihrer Regie- 
rung vorgetragen haben. Sie werden es mir sicher- 
lich nicht verübeln, wenn ich mit Ihrer Antwort auf 
meine Fragen gleichwohl nicht zufrieden bin. 

Niemand bestreitet die große Bedeutung der 
Fischbestände im Seegebiet um Island für das 
isländische Volk und seine Wirtschaft. Kein vernünf- 
tiger Mensch würde sich einer Regelung entgegen- 
setzen, die diese Fischbestände als solche schützen 
sollte, im Interesse Islands, im Interesse auch der 
anderen Staaten und letzten Endes auch im Inter- 
esse einer gesunden Umwelt — ein Problem, das 
uns hier oft beschäftigt hat. 

Ich glaube aber, der Weg, den Sie beschritten 
haben, führt nicht zum Ziel, auch nicht für Island. 
Die Seegebiete um Island haben auch für die Hoch- 
seefischerei der Bundesrepublik erhebliche Bedeu- 
tung. 60 °/o der Fänge unserer Hochseefischerei 
stammen aus diesen Gebieten. Herr Minister, es 
geht uns nicht nur um die Erhaltung unserer Fisch- 
industrie, die ja nach Ihrer Meinung auch von 
isländischen Fischern beliefert werden könnte, es 
geht uns in erster Linie um unsere Fischer und um 
unsere Fischereiflotte. 

In Ihrer Rede und auch in der Antwort auf die 
.Frage des Kollegen Portheine haben Sie gesagt, eine 
Ausweitung der isländischen Fischerei sei notwendig 
gewesen. Es geht Ihnen also nicht nur um den 
Schutz der Fischbestände. Man kann sich des Ein- 
drucks nicht erwehren, als sollte hier unter Ver- 
letzung des Völkerrechts ausländische Konkurrenz 
zurückgedrängt werden. Ich glaube, das ist nicht 
der Weg, der zum Erfolge führen kann. 

Wir haben von deutscher Seite versucht, die ge- 
waltsamen Zwischenfälle, die auch unsere Fisch- 
dampfer betroffen haben, zu beenden. Ihnen ist 
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bekannt, daß Bürgermeister Koschnick aus Bremen 
im Aufträge von Bundeskanzler Brandt mit Ihrer 
Regierung darüber gesprochen hat. Gleichwohl ist 
seit dem Gespräch von Herrn Koschnick wiederum 
in zwei Fällen Gewalt angewendet worden. Ge- 
waltsame Zwischenfälle können sehr leicht — das 
hat niemand von uns in der Hand, weder Ihre Re- 
gierung noch irgendwer sonst — • zu Eskalationen 
führen. Wenn erst Menschenleben zu beklagen sind, 
ist es zu spät. Das alles ereignet sich in einem Ge- 
biet, in dem durch eine Anordnung des Internatio- 
nalen Gerichtshofes auch unsere Fischerboote weiter 
fischen dürfen. 

Was nun die vergleichsweise Beilegung des Kon- 
flikts angeht, so wird man nicht damit weiterkom- 
men, daß man von einer Seite immer dieselben 
Maximalforderungen wiederholt. Das letzte Ange- 
bot, das von isländischer Seite gekommen war, 
schlägt ein Interimsabkommen mit lediglich zwei 
Jahren Dauer vor. In diesen zwei Jahren sollte ein 
völliger Ausschluß deutscher Fischboote aus der 
Zone zwischen 12 und 30 Meilen und der Ausschluß 
von deutschen Gefrierschiffen zwischen 30 und 50 
Seemeilen erfolgen und nur isländische Jurisdiktion 
zugelassen sein. Ein solches nur auf zwei Jahre 
befristetes Interimsabkommen ist sicherlich für uns j 
nicht tragbar. Ich würde es im Interesse auch des j 
Europarates sehr begrüßen, wenn die Gespräche, die j 
nach meiner Information Mitte Juni auf Minister- 
ebene geführt werden, zu einem Erfolg führten, zu 
einem Erfolg, der nicht nur die isländischen Belange 
berücksichtigt, sondern auch die Lebensinteressen 
unserer Fischer, von denen viele bereits seit Gene- 
rationen in diesem Beruf tätig sind und die diesen 
Beruf nicht verlieren dürfen. 

Dr* Geßner (SPD): Herr Minister! Wir haben 
gehört, daß Ihre Regierung beabsichtigt, die See- 
meilengrenze um das Vierfache hinauszuschieben. 
Dieses Hinausschieben der Grenze ist außerordent- 
lich beachtlich. Es schließt nicht aus, daß die islän- 
dische Regierung in einigen Jahren oder Jahrzehn- 
ten, wann auch immer, erneut die Forderung stellen 
könnte, die Fischereigrenze noch weiter hinauszu- ! 
schieben. Man muß das Problem vor dem Flinter- 
grund der weiteren Entwicklung sehen, die auch 
möglich ist. 

Sehen Sie nicht auch die Gefahr, daß eines Tages 
— wenn die Entwicklung der Vervierfachung weiter- 
ginge — das Prinzip der Freiheit der Meere ernstlich 
gefährdet sein könnte? 

Zweitens. Wir haben gehört, daß die isländische 
Regierung nicht die dritte Seerechtskonferenz ab- 
warten möchte. Daraus ist die Konsequenz gezogen 
worden, daß Island einseitig gehandelt hat. Ich 
meine, hier liegt ein bedenklicher Präzedenzfall 
neueren Datums vor, der dahin führen könnte, daß 
in anderen Bereichen der Politik Staaten, was auch 
immer auf der Tagesordnung der Politik stehen 
möge, sich auf eben jenen Präzedenzfall berufen 
und sagen, seinerzeit sei das ja auch von der inter- 
nationalen Völkerrechtsfamilie hingenommen wor- 
den. Ich sehe darin eine außerordentliche Gefahr, 


auch was die Rechtssicherheit anlangt. Ich möchte 
Sie bitten, auch zu diesem Problem etwas zu sagen. 

Der isländische Außenminister erklärt, daß die 
jetzigen Forderungen Islands bescheiden seien und 
seine Regierung nicht beabsichtige, künftig neue 
Forderungen zu stellen . Island habe auch keinen 
Präzedenzfall geschaffen ; das beweise die Erweite- 
rung der Fischereigrenzen in 32 anderen Fällen. 
Man könne keinen völkerrechtlichen Grundsatz auf- 
stellen, ohne dabei den Realitäten Rechnung zu 
tragen. 

Schlaga (SPD): Herr Präsident! Ich bin mit den 
Gepflogenheiten des Hauses noch nicht so sehr ver- 
traut, aber sicher ist es wohl nicht möglich, Fragen 
an den Fragesteller zu richten. Folglich muß ich ver- 
suchen, den Herrn isländischen Minister dazu zu 
bewegen, sich zu äußern. Ich habe volles Verständnis 
für die Situation Islands und möchte mich hier auch 
nicht mit den tatsächlich sehr komplizierten völker- 
rechtlichen Verhältnissen befassen. 

Von zwei Mitgliedern dieses Hauses — es waren 
jeweils Mitglieder der britischen Delegation — sind 
Drohungen geäußert worden: es käme, wenn Sie 
nicht nachgäben, mit Sicherheit zu Gewalttätig- 
keiten, und man würde dann mit der Navy inter- 
venieren. Ich möchte Sie fragen, Herr Minister: Wie 
wollen Sie einer solchen massiven Form der Beein- 
trächtigung der zur Zeit auf isländischer Seite gege- 
benen Hoheit begegnen? Wie stellen Sie sich das 
vor? 

Meine weitere Frage: Sehen Sie oder sieht das 
Haus darin nicht eine Verletzung eines wesentlich 
höheren Rechtsgutes als das, das hier zur Debatte 
steht? 

Der isländische Außenminister erklärt, daß Island 
sicherlich nicht gegen das Vereinigte Königreich 
Krieg führen werde, aber niemand könne Vorher- 
sagen, was passiere, wenn die englische Marine 
eingreife. 


Tagesordnungspunkt: 

Verbraucherschutz 

(Drucksachen 3280, 3295 und 3283) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Darling für den Wirtschaftsausschuß 
Abgeordneter Alber für den Rechtsausschuß 
Abgeordneter Primborgne für den Sozialausschuß 

Alber (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! 
Eine der Aufgaben des Europarates liegt in der For- 
derung des sozialen und wirtschaftlichen Fortschritts 
und in der Verwirklichung des Schutzes des einzel- 
nen und der Verteidigung von dessen Rechten. Eine 
umfassende und aktive Verbraucherschutzpolitik 
dient diesen Zielen. Unsere Versammlung nimmt 
diese Aufgabe wahr. Von der Empfehlung 624 vom 
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Jahre 1971 betreffend den gesetzlichen Verbraucher- 
schütz — ich hatte auch damals die Ehre, Bericht- 
erstatter zu sein — führt eine gerade Linie zur jetzt 
vorgeschlagenen Verbraucherschutz-Charta. 

Vor genau einem Jahr hat diese Versammlung den 
Wirtschaftsausschuß beauftragt — in Absprache mit 
dem Rechtsausschuß und dem Sozial- und Gesund- 
heitsausschuß — , gemeinsame Grundsätze für die 
Festsetzung von Mindestnormen für den Verbrau- 
cherschutz und die Verbraucherhilfe in Europa zu 
erarbeiten. 

Herr Darling hat diesen Auftrag nicht einengend 
verstanden. Hierfür gebührt ihm Dank. Er schlägt 
eine Verbraucherschutz-Charta vor. Wir sind uns 
einig, daß eine solche Charta sinnvoll und notwen- 
dig ist. Der Begriff „Charta" stellt jedoch hohe An- 
forderungen und Ansprüche und verlangt konkrete, 
präzise und umfassende Bestimmungen. Ich meine, 
daß die vorgelegte Charta dem noch nicht in allen 
Einzelpunkten entspricht. Mir persönlich wäre es 
deshalb lieber gewesen, die erarbeiteten Vorschläge 
als „gemeinsame Grundsätze für die Festsetzung 
von Mindestnormen für den Verbraucher schütz" zu 
bezeichnen — wie auch der Auftrag lautete — und 
erst eine fortgeschriebene und ergänzte Fassung in 
der Form einer Charta zu verabschieden. Herr 
Darling hielt es für zweckmäßiger, wegen der Be- 
deutung des Verbraucherschutzes gleich eine Charta 
vorzulegen. Möglicherweise hat er mit seinem Vor- 
schlag recht, und wir sollten uns deshalb auch nicht 
zu sehr über den Namen des Kindes streiten, über 
dessen Geburt — und die ist das Entscheidende — 
wir uns ja alle freuen. 

Wir sind uns darüber hinaus einig, daß die Be- 
stimmungen der Charta weiter entwickelt und den 
zeitlichen Anforderungen angepaßt werden müssen. 

Unsere Einwände sind also keine Kritik; denn wir 
stimmen dem Bericht von Herrn Darling voll zu. 
Unsere Einwände sind vielmehr so zu verstehen, 
daß wir Genaueres und daß wir mehr wollen. Ich 
kann mir denken, daß dies eigentlich auch dem 
Wunsch von Herrn Darling entspricht, der sich ja für 
einen wirksamen Verbraucherschutz sehr intensiv 
einsetzt. 

Wenn ich sagte, präzisere Bestimmungen wären 
wünschenswert, so lassen Sie mich dies an einigen 
Beispielen klarstellen. Die Aufzählung kann und 
soll nicht erschöpfend sein; denn in der Kürze der 
Zeit können nicht alle Einzelbestimmungen erwähnt 
werden. Nun, es beginnt bei der Definition des Be- 
griffs „Verbraucher". Sie lautet: „Der Verbraucher 
ist eine natürliche oder juristische Person, der Güter 
geliefert oder für die Dienste geleistet werden." 
Dies ist zu weit. Hierunter fallen auch der Zwischen- 
händler, der Großkonzern, der Vollkaufmann und 
andere. Ich glaube aber, daß der Verbraucher, wie 
wir ihn verstehen, nur der Endverbraucher sein 
sollte, und zwar der Nichtkaufmann, der keine 
Marktkenntnisse hat und der sich deshalb in einer 
schwächeren Position befindet. 

Oder ein anderes Beispiel für eine unpräzise For- 
mulierung. Es heißt in Abschnitt A der Charta, daß 
der Staat einen umfassenden Rechtsschutz zu ge- 


währen habe und daß die Hilfe in wirksamer Weise 
gewährt werden müsse. Es heißt in Abschnitt C 
Abs. 2, der Käufer habe ein Recht auf alle Informa- 
tionen, die ihm die Nutzung eines Erzeugnisses zur 
vollen Zufriedenheit ermöglichten. Dies alles ist 
richtig. Aber nur zu sagen, was zu tun ist, genügt 
meines Erachtens nicht. Es wäre notwendig, auch zu 
erwähnen und zu präzisieren, wie es zu tun ist. Ich 
weiß, daß dies schwierig ist. Aber wir dürfen nicht 
den Mut vor der eigenen Courage verlieren. 

Wenn es im Entwurf der Empfehlung unter 3 a 
heißt: „Die Mitgliedstaaten sollen entsprechend 
ihren eigenen Traditionen die Grundsätze der Ver- 
braucherschutz-Charta anwenden", so schaffen wir 
selbst die Gefahr, daß die nationalen Rechte sich 
verschiedenartig entwickeln. Wir könnten dem be- 
gegnen, und wir sollten dies auch tun, indem wir 
näher präzisierten, wie wir uns die Verwirklichung 
der Grundsätze vorstellen. Nehmen wir als Bei- 
spiel die allgemeinen Geschäftsbedingungen. Es wäre 
nicht gut, wenn ein Land die generelle Genehmigung 
der Geschäftsbedingungen verlangen würde, ein 
anderes beließe es beim Kleingedruckten, ein drittes 
verlangte die räumliche und optische Trennung der 
Bedingungen, die vom Gesetz abweichen, und den 
anderen oder was immer für Möglichkeiten es noch 
gibt. Ein heilloses Durcheinander wäre die Folge. 

Nehmen wir einen anderen Fall. Der Verbraucher 
ist vor Machtmißbrauch, insbesondere vor einseiti- 
gen Musterverträgen zu schützen. Einverstanden - — 
aber wie? Sollen solche Verträge verboten werden? 
Sollen sie anfechtbar sein? Sollen sie innerhalb be- 
stimmter Fristen - — ■ wenn ja, welche — rückgängig 
gemacht werden können? Voraussetzungen, Bedin- 
gungen und Rechtsfolgen sollte man nicht aus- 
schließlich der Regelung durch nationale Rechte Vor- 
behalten, sondern hier sollten wir bereits Weichen 
stellen und einige Richtungen aufzeigen. 

An anderer Stelle heißt es: Alle auf dem Etikett 
erscheinenden Angaben müssen wahrheitsgetreu 
sein. Dagegen ist nichts einzuwenden. Aber entschei- 
dend ist, was auf dem Etikett erscheinen muß. Dan- 
kenswerterweise werden unter C Abs. 3 einige 
Pflichtvorschriften aufgestellt. Insbesondere ist er- 
freulich, daß das Herstellungsdatum und die An- 
gabe der Aufbewahrungszeit verlangt werden. Oft- 
mals steht auf einer Konservendose lediglich, daß 
der Inhalt auch bei kühler Lagerung nur begrenzt 
haltbar sei. Diese Angaben sind eine reine Farce, 
wenn man das Hersiellungsdatum nicht kennt. 

Wie erwähnt, werden unter C Abs. 3 Einzelheiten 
der Etikettierung aufgezählt. Sie sind aber noch 
nicht ganz vollständig. Beispielsweise wäre es not- 
wendig, eine vollständige, ladungsfähige Anschrift 
des Herstellers zu verlangen. Neben der Angabe 
der Bestandteile bei Nahrungsmitteln, insbesondere 
bei Obst und Gemüse, sollten auch Angaben darüber 
gemacht werden müssen, womit und in weicher 
Menge sie gedüngt und gespritzt worden sind. Ge- 
rade die gesundheitliche Komponente verdient mehr 
Beachtung. Sie ist wichtiger als die rein ökonomische. 

Unter dem Recht auf Schadenersatz heißt es, daß 
ein einfacher und mit geringen Kosten verbundener 
Zugang zu einer gerichtlichen Instanz gesichert sein 
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muß. Dies ist notwendig. Aber auch hier sollten 
Wege aufgezeigt werden, um eine zu starke Rechts- 
zersplitterung zu vermeiden. Hierher gehören Fra- 
gen der örtlichen Zuständigkeit des Gerichts, der 
Beweislast, der Klagbefugnis, des Ombudsman, der 
Schiedsstelle. Man sollte sich auch hier auf gemein- 
same Regelungen einigen können. 

Gerade auch über die Beweislast sollte man sich 
mehr Gedanken machen. So heißt es unter B 2 nur: 
„Wird ein Verbraucher durch einen offensichtlichen 
Fall von unrichtiger Beschreibung eines Erzeug- 
nisses oder einer Dienstleistung geschädigt, liegt 
die Beweislast beim Lieferanten.“ Ich meine dies ist 
überflüssig, denn wenn es sich um einen offensicht- 
lichen Fall handelt, bedarf es wohl keines weiteren 
Beweises mehr. Wünschenswert wäre es gewesen, 
die Beweislast generell und in den normalen Fällen 
zu regeln. Es gibt noch einige Punkte, in denen eine 
genauere Präzisierung vorteilhaft wäre. 

Doch lassen Sie mich überleiten zum zweiten Teil \ 
der Anregung, zu mehr Rechten für den Verbraucher. 
Sicher ist richtig, daß man sich auf internationaler j 
Ebene zunächst nur auf dem kleinsten gemeinsamen j 
Nenner treffen kann. Aber es wäre wünschenswert, 
aufzuzeigen, wie weit einzelne nationale Gesetz- 
gebungen auf diesem Gebiet bereits gehen. Wenn 
wir auch gegenwärtig nur Minimalforderungen ver- 
wirklichen können, so sollten wir uns doch am ; 
Maximum und am Optimum orientieren. 

Ich möchte auf das Recht des Verbrauchers auf 
Information und auf die Pflicht des Staates zur Ver- 
braucherforschung eingehen. Es sind dies die Ab- 
schnitte C und E des Berichts. Wenn es heißt, daß 
dem Verbraucher alle Informationen zur Verfügung 
stehen müssen, so ist dies richtig und gut. Zur Infor- 
mation gehören meines Erachtens aber auch Test- 
und Prüfungsergebnisse. Es wäre zu überlegen, ob 
die einzelnen, insbesondere die technischen Pro- 
dukte nicht generell getestet und die Ergebnisse bei 
einer Stelle gesammelt werden sollten. Die Testnum- 
mer müßte dann auf dem Etikett oder Prospekt 
erwähnt werden, so daß jeder bei der betreffenden 
Stelle das Ergebnis erfragen könnte. 

Dieser Vorschlag mag zunächst erschreckend er- ■ 
scheinen. Aber ich glaube, daß er letztlich sogar ; 
wettbewerbsfördernd wirken würde und nicht etwa j 
diskriminierend. Im Hotel- und Gaststättenbereich 
haben wir den Guide Michelin, den Bädeker und wie I 
sie alle heißen. Jedes Hotel bemüht sich um einen 
Stern mehr, und niemand empfindet diese Klassi- 
fizierung als Diskriminierung; im Gegenteil, man 
empfindet sie als Auszeichnung. Es mag noch ein 
weiter Weg sein bis zur Verwirklichung dieses Prin- 
zips auch in der Wirtschaft. Aber ausklammern soll- 
ten wir es nicht. 

Zu mehr Rechten für den Verbraucher gehört auch 
ein umfassender Kundendienst und eine Betreuung 
nach dem Kauf. Dies bezieht sich nicht nur auf Repa- 
raturen bei Mängeln, sondern insbesondere auf 
Reparaturen bei normalem Verschleiß infolge stän- 
digen Gebrauchs. Jeder Lieferant sollte zur Repara- 
turleistung verpflichtet sein. Mancher kauft eine 
Waschmaschine im Warenhaus. Wenn sie nach 
einigen Jahren repariert werden muß, also lange 


nach Ablauf der Garantiefrist, dann ist das Kaufhaus 
oft nicht dazu imstande und der Elektriker um die 
Ecke nicht gewillt, weil die Maschine seinerzeit nicht 
bei ihm gekauft worden ist. 

Gerade um spätere Reparaturen zu erleichtern, 
wäre auch eine Normierung, Typisierung und Stan- 
dardisierung von Einzelteilen empfehlenswert. Nicht 
jede Maschine braucht verschiedene Schrauben und 
Gewindegrößen, nicht jedes Auto eine andere Rad- 
größe oder andere Stoßstangen. Im Interesse des 
Verbrauchers wäre mit einer Normierung viel er- 
reicht. 

Man ist versucht, beim Thema Verbraucherschutz 
auch auf Grenzbereiche und Nachbargebiete einzu- 
gehen. Dies beginnt beim Ladenschlußgesetz bis hin 
zum Recht der Werbung und Reklame, Die Zeit 
reicht leider nicht aus, hieraul näher einzugehen, 
obwohl es reizvoll wäre, auch über verlängerte 
Öffnungszeiten der Geschäfte oder über die Erlaubt- 
heit der bedürfnisweckenden Werbung, beispiels- 
weise der Werbung durch Kinder und für Kinder, 
zu reden. Nur einige Punkte will ich stichwortartig 
erwähnen. 

Ich meine, daß im Rahmen des Verbraucherschut- 
zes auch Teilgebiete des Umweltschutzes ange- 
sprochen werden müßten. Dies gilt besonders für 
das Verpackungsmaterial, die Einwegflaschen und 
all die schwer zu beseitigenden chemoplastischen Er- 
zeugnisse. Wir müssen uns auch hier etwas ein- 
fallen lassen. 

Gerade im Bereich des Umweltschutzes ist es oft 
so, daß manche Firmen verschiedene Produkte her- 
stellen, je nachdem in welches Land sie liefern. Dies 
ist offenkundig, besonders im Bereich der Auto- 
mobilindustrie. Je nachdem wie die nationalen Ge- 
setze sind, werden Abgasfilter eingebaut oder nicht. 
Dies sollte nicht sein. Das Beste und Wirkungs- 
vollste sollte überall angeboten werden und nicht 
nur dort, wo es gesetzlich verlangt wird. 

Das gleiche gilt entsprechend bei Sicherheitsbe- 
stimmungen. Beispielsweise, um beim Auto zu blei- 
ben, sollten Sicherheitsgurte nicht nur in die Autos 
eingebaut werden, die in Länder exportiert werden, 
in denen es gefordert wird. Man ist versucht, anzu- 
regen, im Bereich des Umweltschutzes und der 
Sicherheitsbestimmungen im Interesse des Verbrau- 
chers und Gebrauchers eine Art „Meistbegünsti- 
gungsklausel'' einzuführen. 

Sicherheit muß auch mehr sein als nur Ungefähr- 
lichkeit. Bleiben wir beim Auto! Muß es sein, daß 
jede Wagentype die Knöpfe für Beleuchtung, Schei- 
benwischer usw. an einer anderen Stelle hat? Wer 
einen Wagen mietet, wundert sich, wenn er schnell 
den Scheibenwischer einschalten müßte, stattdessen 
vielleicht den Zigarettenanzünder in der Hand zu 
haben. 

Ich möchte noch ein Grenzgebiet erwähnen, das 
Recht der Patente und Lizenzen. Man hört mitunter, 
daß gewisse Erfindungen aufgekauft und nicht ver- 
wirklicht werden. Dies fängt bei der dauerhaften 
Glühbirne an und geht hin bis zum reißfesten Da- 
menstrumpf. Solche Erscheinungen sind nicht gut.. 
Wenn wir den Fortschritt verwirklichen wollen, 
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müssen wir auch die Erfindungen ausschöpfen. Si- 
cher mag dies für manche Firmen Schwierigkeiten 
bringen. Doch sie wären durch Übergangsregelun- 
gen und Strukturhilfen zu lösen. Im Interesse des 
Verbrauchers und Gebrauchers sollten Erfindungen 
auch angewandt und verwirklicht werden müssen. 

Last not least möchte ich noch die Gelegenheit be- 
nutzen, all den mit dieser Materie befaßten Vereini- 
gungen — den Verbraucherschutzverbänden und 
Wirtschaftsorganisationen — für ihre Arbeit Dank 
zu sagen. Ich hoffe, daß sie uns auch künftig bei der 
Weiterschreibung der Charta mit wertvollen Anre- 
gungen zur Seite stehen. 

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß wir die 
Verbraucherschutz-Charta begrüßen. Wir meinen 
aber, daß sie in vielen Punkten präzisiert und kon- 
kretisiert werden müßte. Nötig ist ferner, den Kreis 
der Rechte und Schutzbestimmungen für den Ver- 
braucher zu erweitern und nicht nur minimal, son- 
dern optimal zu verwirklichen. Außerdem sollten 
auch die benachbarten Grenzgebiete, die ich am 
Schluß erwähnte, mit in die weitere Prüfung einbe- 
zogen werden. Die Weiterentwicklung und Fort- 
schreibung der Charta ist nicht nur eine Aufforde- 
rung, sondern fast schon eine Herausforderung an 
uns. Wir müssen und werden diese Herausforderung 
annehmen. 


Tagesordnungspunkt: 

Auswirkungen der Wirtschafts- und Währungs- 
union auf die regionale Entwicklung 

(Drucksachen 3282 und 3296) 
Berichterstatter: 

Abgeordneter Darling für den Wirtschaftsausschuß 
Abgeordneter Dr. Ahrens 
für den Kommunalausschuß 

Dr« Ahrens (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! 
Als Berichterstatter des Ausschusses für Raumord- 
nung und Kommunalpolitik begrüße ich den Bericht 
des Herrn Kollegen Marquand. Ich darf ihm, dem 
Wirtschaftsausschuß und Herrn Kollegen Darling 
sehr herzlich danken für die Mühe, die sie sich mit 
der Beobachtung und der Beschreibung der vielfäl- 
tigen Wechselbeziehungen zwischen Wirtschafts- 
und Währungsunion und der regionalen Entwick- 
lung in Europa gemacht haben. Uns liegt, wie ich 
meine, ein Bericht vor, der eine gute Grundlage für 
weitere Bemühungen um einen Ausgleich der regio- 
nalen Disparitäten auf unserem Kontinent bildet. 

Dieser Bericht, Herr Präsident, bezieht sich im 
wesentlichen auf das Europa der Neun, auf eine 
Staatengemeinschaft also, die sich zunehmend einer 
gemeinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik zu- 
wendet. Um so mehr müssen die Darstellungen des 
Berichters schockieren. 

Das Nord-Süd-Gefälle in Europa, ausgedrückt in 
den Zahlen des Pro-Kopf-Einkommens, ist erschrek- 


kend. In den Regionen der Europäischen Gemein- 
schaft schwanken diese Zahlen zwischen 4 775 Dollar 
pro Kopf in der Region Hamburg und 765 Dollar pro 
Kopf in der Region Kalabrien. Dieser Unterschied 
ist größer als das Mißverhältnis zwischen der wirt- 
schaftlichen Leistungskraft der hochentwickelten In- 
dustriestaaten und der Leistungskraft von Süd- 
amerika. 

Die Zahlen schockieren noch mehr, wenn man be- 
denkt, daß in den reicheren Regionen der Gemein- 
schaft Tausende und Zehntausende von Menschen 
aus den ärmeren Gebieten arbeiten und dadurch 
die sehr starke Disparität und das sehr starke Miß- 
verhältnis zwischen arm und reich in einem ge- 
wissen Umfang abgeschwächt oder doch wenigstens 
etwas ausgeglichen werden. Als Mitglieder der Be- 
ratenden Versammlung des Europarates sollten wir 
uns beim Studium des Berichts im übrigen immer 
daran erinnern, daß die Diskrepanz zwischen arm 
und reich im Europa der Siebzehn ohne jeden Zwei- 
fel noch größer ist als in der Gemeinschaft der Neun. 

Der Bericht zeigt — und damit komme ich zum 
ersten Anliegen des Ausschusses für Raumordnung 
und Kommunalpolitik — , daß die in unseren Staaten 
verfügbaren statistischen Unterlagen für eine Beur- 
teilung der wahren Situation nicht ausreichen. Sie 
sind auf nationale Statistiken und Belange zuge- 
schnitten und werden im internationalen Vergleich 
nicht selten ein wenig aufgebessert oder in anderer 
Weise verändert. Unsere erste Forderung geht also 
dahin, geeignete und im Rahmen der Staaten des 
Europarates verwendbare und vergleichbare sta- 
tistische Unterlagen zu schaffen, die eine seriöse 
und nicht widerlegbare Bestandsaufnahme ermög- 
lichen. 

Studiert man den Bericht aufmerksam, so kann 
einem nicht entgehen, daß, wenn in dem Bericht von 
Regionalpolitik gesprochen wird, einzig und allein 
Wirtschaftsförderung gemeint ist. Das folgt einmal 
aus der Aufzählung der in den einzelnen Staaten 
getroffenen Maßnahmen. Das braucht nicht zu über- 
raschen; denn auch die Europäische Gemeinschaft 
versteht ihre Regionalpolitik vorrangig als Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen. Aus der Sicht der Raum- 
ordnung ist eine solche Begrenzung der Regional- 
politik auf reine Arbeitsbeschaffung oder reine Wirt- 
schaftsförderung nicht unbedenklich. Wenn die Be- 
mühungen um einen Abbau der Kluft zwischen arm 
und reich in Europa Erfolg haben sollen, dürfen wir 
uns nicht allein mit der Schaffung von Arbeits- 
plätzen in den wirtschaftsschwachen Regionen be- 
gnügen. Eine umfassende Verbesserung der privaten 
wie der öffentlichen Infrastruktur und der Verkehrs- 
erschließung muß hinzukommen. Dabei müssen die 
naürlichen Hilfsquellen und Gegebenheiten dieser 
Gebiete erhalten bleiben. Dies alles aber ist nur 
möglich auf der Grundlage einer umfassenden Raum- 
ordnung. Daher meinen wir, daß wir als Grundlage 
aller Bemühungen regionalpolitischer Art eine um- 
fassende europäische Raumordnung fordern sollten. 

Diese Forderung sollte der Europarat auch noch 
aus einem anderen Grunde erheben. Wenn die Maß- 
nahmen der Europäischen Gemeinschaft zur Förde- 
rung der zurückgebliebenen Regionen Erfolg haben 
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sollen, wird es an der Außengrenze der Gemein- 
schaft zu neuen Spannungen kommen. Wir erleben 
heute bereits, daß von der Förderung von Grenzge- 
bieten der Gemeinschaft ein Sog auf die anliegenden, 
nicht zur Gemeinschaft gehörenden Räume Europas 
ausgeht. Dafür ein Beispiel. Förderungsmaßnahmen 
im ostbayerischen Gebiet etwa haben einen erheb- 
lichen Anreiz auf Arbeitskräfte in Österreich ausge- 
übt und führen dort zu wirtschaftlichen Komplika- 
tionen. Diese heute nur in Ansätzen zu beobachten- 
den Schwierigkeiten werden sich mit Fortdauer der 
regionalpolitischen Maßnahmen zwangsläufig ver- 
stärken, und sie könnten leicht auf ganz Österreich 
oder auf die gesamte Schweiz übergreifen. Um dies 
zu verhindern, ist die Einbeziehung auch dieser Be- 
reiche in die raumordnerischen Überlegungen not- 
wendig. 

Aus der Sicht des Ausschusses für Raumordnung 
und Kommunalpolitik sei mir schließlich noch eine 
weitere Anmerkung gestattet. Wir sind der Auffas- 
sung, daß die Maßnahmen der Regionalpolitik nur 
dann zum Erfolg führen können, wenn sie nicht vom 
Staat oder von der Europäischen Gemeinschaft ver- 
ordnet werden, sondern wenn sie in enger Zusam- 
menarbeit mit den kommunalen Körperschaften und 
der örtlichen Selbstverwaltung erfolgen. Auch Maß- 
nahmen zur Umstrukturierung eines Gebiets — dar- 
um geht es hier ja - — müssen von der Bevölkerung, 
aber auch von den örtlichen verantwortlichen poli- 
tischen Kräften „angenommen" und akzeptiert wer- 
den. Wir meinen daher, daß auch dieser Gesichts- 
punkt einer stärkeren Einschaltung der gemeind- 
lichen Selbstverwaltung bei den Bemühungen um 
ein besseres wirtschaftliches Gleichgewicht in den 
Ländern Europas beachtet werden sollte. 


Freitag, 18. Mai 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Zivilluftfahrt in Europa 

(Drucksache 3275) 

Berichterstatter: Abgeordneter Riviere 

Tagesordnungspunkt: 

Wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3286) 

Berichterstatter: Abgeordneter Erling Petersen 

Tagesordnungspunkt: 

Kontrolle der Anwendung der europäischen 
Sozialcharta 

(Drucksache 3276) 

Berichterstatter: Abgeordneter Voogd 


Tagesordnungspunkt: 

Hilfe für die Länder Indochinas 

(Drucksache 3294) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Enders für den Flüchtlings- 
ausschuß 

Abgeordneter Dr. Holtz für den Wirtschaftsausschuß 

Ür. Enders (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol- 
legen! Das Abkommen über die Feuereinstellung 
in Vietnam vom 27. Januar 1973 hat eine weltweite 
Welle der Hilfsbereitschaft ausgelöst, um die Not 
der nahezu 50 Millionen Menschen in Indochina zu 
lindern und die verhängnisvollen Folgen des Krie- 
ges zu überwinden. Humanitäre Hilfe und Hilfe für 
den Wiederaufbau sollen den leidgeprüften Völkern 
Südostasiens zugute kommen, die teilweise schon 
jahrzehntelang von den Schrecken kriegerischer 
Auseinandersetzungen heimgesucht werden. 

Leider ergaben sich bei der Erfüllung der im 
Waffenstillstandsabkommen ausgehandelten Bedin- 
gungen Schwierigkeiten, so daß noch immer nicht 
überall der Frieden eingekehrt ist. Wir lesen heute 
noch von Kampfhandlungen in Vietnam, Verzöge- 
rungen beim Austausch der Kriegsgefangenen, Ein- 
stellungen der Minenräumung im Golf von Tonking, 
Bombardierungen um Pnom Penh. Solange nicht die 
Waffen schweigen, werden bedauerlicherweise 
manche Hilfsleistungen in Frage gestellt oder nicht 
im erforderlichen Umfange aufgenommen werden 
können. 

So wie es auch schon früher nach der Beendigung 
von Kampfhandlungen in anderen Teilen der Erde 
der Fall war, haben auch nach der Feuereinstellung 
in Vietnam Europarat und Europäische Gemein- 
schaft positive Stellungnahmen für die Einleitung 
von Hilfsmaßnahmen bezogen. Die Aufforderung 
für ihre Vorbereitungen ging dem Ausschuß für das 
Flüchtlingswesen zu, der sich unter Vorsitz des 
Herrn Kollegen Renschler eingehend mit der Ma- 
terie befaßte. Als Berichterstatter habe ich unter 
Assistenz von Herrn De Jong Gespräche mit den 
zuständigen Stellen des Roten Kreuzes und des 
Weltkirchenrates in Genf geführt. Schließlich ist 
auch das Votum des Kollegen Holtz zu erwähnen, 
der sich im Auftrag des Wirtschaftsausschusses für 
die Indochina-Hilfe einsetzt. 

Ich will es vermeiden, Hilfsorganisationen und 
ihre Aktivitäten für Indochina namentlich beson- 
ders herauszustellen. Das sähe zu sehr nach der Ver- 
teilung von Lob und Tadel aus. Neben zahlreichen 
Spenden von privater und karitativer Seite gab es 
spontane Beschlüsse von Regierungen, im Rahmen 
der Entwicklungshilfe den Ländern Südostasiens 
Beträge in bemerkenswerter Höhe zur Verfügung 
zu stellen. Außerdem hat die bilaterale Hilfe zwi- 
schen europäischen und außereuropäischen Staaten 
einerseits und den südostasiatischen Staaten ande- 
rerseits ihren festen Platz in den Hilfsprogrammen. 
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Das Rote Kreuz hat in Genf eine „Operations- 
gruppe Indochinas" gebildet, die Initiativen für Hilfs- 
aktionen entwickelt und die anlaufenden Maßnah- 
men lenkt und koordiniert. Bislang sind bei dieser 
Gruppe 30 Millionen Schweizer Franken eingegan- 
gen oder in Aussicht gestellt worden. Als Spender 
treten sowohl europäische Stellen als auch Regie- 
rungen und Vereinigungen aus Übersee und dem 
Fernen Osten auf. 

Der Umfang der notwendigen Hilfe für die von 
den Schrecken des Krieges heimgesuchte Bevölke- 
rung geht weit über die jetzt vorhandenen Mittel 
hinaus und wird mit 100 Millionen Schweizer Fran- 
ken beziffert. Diese gewaltige Summe aufzubringen 
wird auch des Appells der Europaratsmitglieder bei 
ihren nationalen Regierungen bedürfen. 

Die Hilfe soll allen Völkern Indochinas zuteil 
werden ohne Diskriminierung, ohne Bevorzugung 
des einen oder des anderen. Das Hilfsprogramm 
wird in drei Phasen vollzogen werden: 

Erstens unmittelbare humanitäre Hilfe wie die 

Versorgung der Menschen mit Lebensmitteln und 
Gütern des täglichen Bedarfs, dazu die Bereitstel- 
lung von Häusern und Wohnraum für Flüchtlinge 
und Obdachlose; ferner die medizinische Betreuung 
und Versorgung der Kranken, Verletzten und von 
Krankheit Bedrohten einschließlich der zur Verfü- 
gungstellung von Prothesen und orthopädischen Ge- 
räten. 

Zweitens. Die mittelfristigen Hilfsmaßnahmen um- 
fassen die Wiederherstellung der Verkehrswege, 
Straßen, Kanäle und Bahnlinien, den Bau von Brük- 
ken und Hafenanlagen. Eine wichtige Aufgabe ist es 
auch, die vom Krieg geschädigte Landschaft zu rekul- 
tivieren, die landwirtschaftliche Nutzung zu ermög- 
lichen und die Erträge durch die Bereitstellung von 
Kunstdünger und Saatgut zu steigern. In diesen Be- 
reich müssen auch die Überlegungen zur Verbesse- 
rung des Bildungswesens, zum Bau von Schulen, 
zur Ausbildung von Lehrern, zur Förderung der 
Ausbildung im beruflichen und wissenschaftlichen 
Sektor einbezogen werden. 

Drittens. Das langfristige Programm wird am An- 
fang nicht endgültig konzipiert werden können, son- 
dern laufend der Anpassung an neue Perspektiven 
und Einsichten bedürfen. Es sollte der Verbesserung 
der Existenzgrundlage, der Schaffung neuer Arbeits- 
plätze, der Mehrung des Volkseinkommens, der 
Hebung des Lebensstandards dienen und im Hin- 
blick auf die gesellschafts- und sozialpolitischen 
Probleme der südostasiatischen Staaten gestaltet 
werden. 

Unsere Bemühungen sollten zu keiner Zeit Anlaß 
zu Vorwürfen geben, wie sie etwa während der Zeit 
des Kolonialismus erhoben wurden. Sie sollten we- 
der einzelne Volksschichten bevorzugen noch andere 
benachteiligen, weder die Herrschaft einzelner 
Kreise festigen noch die anderer schwächen und die 
politische Artikulation der Bevölkerung respektie- 
ren. 

Daher bitten wir dieses Hohe Haus, die Empfeh- 
lung zur humanitären Hilfe für Indochina anzuneh- 
men. Mit der Annahme sollten wir jedoch unsere 


Aufgabe nicht für beendet ansehen, sondern in fort- 
währenderVerantwortung die Effektivität der Hilfs- 
leistungen im Auge behalten und ihren Ausbau 
überprüfen und verfolgen. Die Erfahrungen des Ro- 
ten Kreuzes, seine Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen und Partnern bieten Gewähr für 
nutzbringende Anwendung der Hilfsgüter und Geld- 
mittel. 

Dessenungeachtet sollten die Erfolge bei der Über- 
windung von Not und Elend die Abgeordneten nicht 
davon abhalten, sich gegen jegliche kriegerische 
Lösungen einzusetzen und ihre Völker und die 
Menschheit vor den Leiden und Wunden des Krieges 
zu bewahren. 

Dr. Holtz (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auch für viele Menschen 
in Europa wurde der schmutzige Indochinakrieg im- 
mer unerträglicher. Deshalb können die europä- 
ischen Staaten einer breiten Unterstützung der Be- 
völkerung sicher sein, wenn sie sich für Hilfe- 
leistungen für Indochina entscheiden. 

Der Wirtschafts- und Entwicklungsausschuß hält 
umfangreiche Hilfsmaßnahmen der Staaten des Eu- 
roparates für selbstverständlich und für notwendig. 
Er begrüßt deshalb grosso modo die Vorschläge 
des Bevölkerungs- und Flüchtlingsausschusses, wie 
sie vom Berichterstatter, Herrn Enders, auf Grund 
intensiver Beratungen und Recherchen vorgetragen 
wurden. Der Wirtschaftsausschuß hat mich beauf- 
tragt, eine Stellungnahme zur Indochinahilfe aus 
seiner Sicht vorzutragen. Dabei möchte ich folgende 
Akzente setzen. 

Auszugehen haben die europäischen Geberländer 
von der besonderen historischen Situation Indochi- 
nas. Der Krieg, der in Vietnam mehrere Jahrzehnte 
dauerte und die sozioökonomische Entwicklung 
behinderte, zum Teil unmöglich machte, nahm immer 
mehr den Charakter eines Befreiungskrieges gegen 
die europäischen und amerikanischen Eindringlinge 
an. Die Folge war mehr oder weniger ein ressenti- 
mentgeladener Nationalismus, der noch dadurch ge- 
nährt wurde, daß die Invasoren ihre Unterstützung 
häufig bei den herrschenden privilegierten Cliquen 
suchten. So verwundert es nicht, daß sich in der viet- 
namesischen Bevölkerung ein Wirtschafts- und So- 
zialbewußtsein regte, welches ein Interesse an radi- 
kalen Reformen schuf, wie Gunnar Myrdal bemerkte. 
Es ist zu verstehen, daß sich einige Empfängerländer 
noch sehr zögernd gegenüber den Hilfsangeboten 
der westlichen Industrienationen verhalten. Die In- 
dochinahilfe darf nicht als neokolonialistische Poli- 
tik prostituiert werden. 

Wenn das so sein soll, dann sind etwa folgende 
Prinzipien gegenüber den zum Teil noch sehr retar- 
dierten Gebieten zu beachten: Uneingeschränkter 
Respekt vor dem Recht eines jeden Volkes, das von 
ihm gewünschte sozioökonomische System zu erhal- 
ten bzw. aufzubauen, Aufgabe sämtlicher Instru- 
mente zur Beeinträchtigung der politischen Souverä- 
nität, Schutz vor Pressionen durch multinationale 
Gesellschaften, freie Verfügung über die eigenen na- 
türlichen Ressourcen, Unterwerfung des ausländi- 
schen Kapitals unter die Gesetze des Landes, Besei- 
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tigung exportdiskriminierender Praktiken seitens 
der Industrienationen, Übertragung adäquater Tech- 
nologien sowie Zahlungserleichterungen, etwa durch 
Sonderziehungsrechte oder durch Kredite zu weichen 
Konditionen, um Verschuldungsexplosionen zu ver- 
meiden. 

Bei den Hilfeleistungen haben wir zwischen huma- 
nitärer und Wiederaufbau- bzw. Entwicklungshilfe 
zu unterscheiden. Wir unterstreichen den Vorschlag 
der Bevölkerungskommission, die humanitären Maß- 
nahmen möglichst rasch einzuleiten, vorwiegend in- 
ternational zu koordinieren und über Organisatio- 
nen wie das Internationale Rote Kreuz, die UN so- 
wie andere öffentliche und private Institutionen ab- 
zuwickeln. 

Was die Wiederaufbauhilfe betrifft — mit diesen 
Fragen hat sich besonders der Wirtschafts- und Ent- 
wicklungsausschuß befaßt — , ist mein Ausschuß der 
Meinung, daß wir sowohl technische als auch Kapi- 
talhilfe, sowohl personelle, materielle wie auch 
finanzielle Hilfe den Ländern Indochinas gewähren 
sollten. Der proportionale Anteil der Hilfe für die 
einzelnen Adressaten ist schwer zu quantifizieren. 
Eine mögliche Meßzahl könnte die Bevölkerungs- 
stärke sein. 

Wenn auch noch nicht aus allen Teilen Indochinas 
detaillierte Wünsche bekannt sind, so kämen als 
Maßnahmen der technischen Hilfe z. B. in Frage: 
Hilfe im Gesundheits- und Bildungswesen, bei der 
Rehabilitation von Kriegsopfern und der Wieder- ! 
eingliederung von Flüchtlingen, Beratungen im j 
Energiesektor, im Landwirtschafts- und Forstwesen, , 
Hilfe beim Aufbau des Managements und des Ver- ' 
waltungsapparates. 

Kapitalhilfe käme für den Wiederaufbau der 
kriegszerstörten Infrastruktur und der Industrie als ■ 
Projekt- und Warenhilfe in Betracht. Bei der Güter- \ 
hilfe könnte an Fischereifahrzeuge, an Geräte zur 
Instandsetzung der Kanal- und Deichanlagen gedacht 
werden. Für Südvietnam ist sicherlich ebenso Wie- 
deraufbauhilfe für den Infrastruktur- und den In- 
dustriebereich notwendig, ergänzt durch Elektrifi- 
zierungs- und Bewässerungsprogramme. Bei Maß- 
nahmen im Landwirtschaftsbereich ist darauf zu ach- 1 
ten, daß diese Maßnahmen, sollen sie der gesamten 
Bevölkerung wirklich zugute kommen, eine Reform 
des Boden- und Pachtrechts voraussetzen. Generell 
kann man den Mitgliedstaaten des Europarats nur | 
raten, in der Entwicklungshilfe nichts zu überstürzen. 

i 

Die Geberländer benötigen eine umfassende Infor- 
mation, die alle Struktur- und entwicklungspolitisch 
relevanten Daten aufnimmt und über den jeweiligen 
Stand und die Wirkung von bilateralen und rnulti- , ! 
lateralen Maßnahmen berichtet. Zu denken wäre j 
etwa an Informationssysteme bei der OECD oder ! 
der Weltbank. 

Ich meine, daß die Wiederaufbauhilfe unter fol- 
genden Prämissen stehen sollte: 

a) Die Hilfe muß von den Betroffenen selbst ge- 
wünscht sein. 


b) Sie muß von den Ländern überwiegend selbst 
aufgelistet und spezifiziert sein, um Fehllieferungen 
zu vermeiden. 

c) Bei den Geber- wie Empfängerländern sollten 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß die 
Hilfe den Adressaten erreicht und nicht in den 
schwarzen Kanälen der Korruption versickert. 

d) Die Hilfe sollte einen adäquaten Beitrag zum 
regional wie sektoralwirtschaftlichen und sozial 
ausgewogenen Aufbau leisten. 

Zu den Voraussetzungen gehört ein Minimum an 
zwischenstaatlichen Beziehungen. Wir empfehlen 
deshalb allen Mitgliedstaaten des Europarats, diplo- 
matische Beziehungen zu allen Ländern Indochinas 
aufzunehmen. Ferner gehört ein Minimum an poli- 
tischer Konsolidierung dazu. Notwendig ist auch der 
Aufbau von dauerhaften Partnerinstitutionen und 
Counterpärts im Empfängerland. 

Der Wirtschaftsausschuß ist der Auffassung, daß 
Ausgangspunkt aller Überlegungen hinsichtlich der 
Ziele der Entwicklungspolitik das Zielsystem des 
betreffenden Landes selbst sein sollte. Das Wieder- 
aufbauprogramm darf nicht etwa — wie seinerzeit 
in praxi der Marshall-Plan — mit ideologischen 
Fixierungen befrachtet sein, zumal die USA auch 
heute noch in weiten Kreisen der Bevölkerung das 
Image eines Landes besitzen, das für die globale 
Reaktion einsteht. 

Wir begrüßen das Waffenstillstandsabkommen 
und hoffen, daß alle Vertragspartner die Friedens- 
bemühungen aktiv unterstützen und auch die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen, daß nicht ein neues 
Vietnam entsteht. Die Hilfe der Geberländer soll 
Hilfe zur Selbsthilfe und zur Selbstbestimmung sein. 
Sie darf und will nicht wirtschaftliche und politische 
Abhängigkeiten vertiefen beziehungsweise neu be- 
gründen. 

Wir plädieren also für die Annahme der Vor- 
schläge und der Empfehlungen des Berichts von 
Herrn Enders und empfehlen allen Mitgliedstaaten, 
sich an Hilfeprogrammen entsprechend ihrer Lei- 
stungsfähigkeit sowie neben den eigenen bilatera- 
len Maßnahmen vor allem an einem multilateral ab- 
gestimmten, integrierten, langfristigen Wiederauf- 
bauprogramm zu beteiligen. Diese multilaterale 
Hilfe ist über die bestehenden internationalen Orga- 
nisationen zu leisten, aber auch über neu zu schaf- 
fende supranationale europäische Koordinations- 
und Konsultativgruppen bis hin zu Konsortien. 

In diesem Sinne bekundet der Europarat seine 
Solidarität mit den Ländern Indochinas. Er fordert 
die Mitgliedstaaten auf, alle Beteiligten zu einem 
echten und dauerhaften Frieden zu ermuntern und 
selbstlos humanitäre wie Entwicklungshilfe zu lei- 
sten. 

Europahilfe für Vietnam ist notwendig. Seien wir 
zur fördernden und unterstützenden Zusammenar- 
beit mit ganz Indochina bereit! 
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